101. Montag 


den 3. Mai 1847. 


lung 


des Großherzogthums Poſen. 


Inland. 


Berlin den 29. April. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Den Handſchuhmachermeiſter Karl Bertram zu Magdeburg zum Hof-Hand⸗ 
ſchuhmachermeiſter zu ernennen. f N a 


Se. Excellenz der General der Infanterie und General-Adjutant Sr. Maje⸗ 
ſtät des Königs, v. Natzmer, iſt nach Schleſien abgereiſt. 
—— — 


(Voltsſcenen zu Madrid.) — Wer Wind fäer, wird Sturm erndten. 
In dem „conſtitutionellen Spanien“ haben ſich im Laufe der letzten Jahre hundert 
Belege zu dieſem Erfahrungsſatz ergeben. Die Revolution jenſeits der Pyrenäen 
iſt ganz aus der Bahn gewichen, die ihr beſchränkte Geiſter vorgezeichnet hatten. 
Sie war von Anfang an ſchwächlich, ja unvermögend. Mit Verſprechungen frei— 
gebig, hat ſie Nichts gehalten. Selbſt in den Staatsbankerot, den fie durch To⸗ 
reno ausſprechen ließ, wußte ſie keine Energie zu legen. Sie verleugnete die Vor⸗ 
gängerin von 1820 und vermiſchte die Nationalſchuld mit der Camarillaſchuld, 
ohne weder der einen noch der andern gewachſen zu ſeyn. Sie gab ihr Loos in 
die Hände eines Kindes und einer Frau, und verlor ihre Selbſtſtändigkeit in dem 
Vertrag mit England und Frankreich, der ſie zu ſchützen beſtimmt ſeyn ſollte. Aus 
dem Nachbarland half ſie den Prätendenten verjagen, im eignen ſtand ihr Don 
Karlos Jahre lang trotzig gegenüber, bedroht fie noch heute der Graf von Monte: 
molin. Zwei Dinge verbürgen beſtehenden Regierungen ehrenhafte Dauer: Kraft- 
entwickelung und Weisheit. Wo nur Kraft waltet ohne Weisheit, oder Weisheit 
ohne Kraft, mag ſich immer noch ein haltbarer Zuſtand als wirklich denken laſſen; 
wo beide fehlen, iſt die Auflöfung nahe. Herrſchen in einem Lande revolutionäre 
Grundſätze, d. h. wird kein altes Recht mehr geachtet, gilt kein Beſitz für unan— 
taftbar, Fein Anfehen für wohlbegründet und dem Gemeinweſen in feiner ganzen 
Fülle zuträglich; — zerſtreut man die Elemente der Staatseinrichtungen in alle 
Winde, um aus dem Chaos — dem rohen ungeordneten Klumpen, der unthäti⸗ 
gen Wucht, dem zuſammengewirrten mißhelligen Samen uneintrachtiger Dinge; 
— ein neues Gebäude zuſammenzuzimmern; — ſo iſt dafür, nach menſchlichem 
Urtheil, der einzige Erſatz (wie in Frankreich zur Schreckenszeit, deren erſchüͤttern— 
des Bild Lamartine in dieſen Tagen mit Meiſterzügen wieder auffriſcht — gleich 
als fühle er, wie noͤthig die Warnung vor dem Abgrund!) das plötzliche unwider⸗ 
ſtehliche Ausſtrömen nationeller Lebensflammen, ein Rieſentampf zwiſchen den Par 
teien im Innern und eine kuͤhne ſiegende Stellung nach Außen. Wo auch dieſe 
blendenden Erſcheinungen fehlen und aus den Tiefen der Umwälzung keine hohen 
Geſtalten hervortreten, beftimmt, den Graus der Zerſtörung zu bewältigen, da 
wird es — wie jetzt in Spanien. Es gibt dermalen dort mehr Parteien als noch 
je. Ihre Hauptnamen find: Afranceſados, Moderados, Progreſſiſten, Purita— 
ner; ſie zerfallen in hundert Schattirungen und Fractionen; fie find fo wenig 

greifbar, als jener fabelhafte Proteus. Kann eine Regierung die noch lebens- 
kräftigen, ihr eutgegenſteheuden, Parteien durch Geſetze beſiegen? Man hat es 
wohl oft ſchon verſucht. Inzwiſchen beantwortet Thiers in der „Geſchichte der 
Frauzöſiſchen Revolution“ die Frage verneinend. Man findet in ſeinem Werke 

360.) eine merkwürdige Stelle, die zwar auf die Zeit des Directoriums 
(1799) geht, allein gewiß für alle Zeiten viel Wahres hat: „Die Jahre erſchö⸗ 
pfen die Parteien; aber es bedarf dazu vieler Jahre. Die Leidenſchaften verlö— 
ſchen nur mit den Herzen, worin fie zündeten. Eine Generation muß vorüber⸗ 


gehen; dann bleiben von den Anſprüchen der Parteien nur die legitimen Intereſſen 


und die Zeit kann zwiſchen dieſen auf natürliche und vernünftige Weiſe eine Ver⸗ 
mittlung zu Stande bringen. Aber vor dieſer Zeit find die Parteien nicht zu zäp- 
men: Vernunft allein vermag nicht, ſie zu einigen. Will die Regierung durch 
Recht und Geſetz zu ihnen ſprechen, wird ſie ihnen bald unerträglich; je mehr ſie 
ſich der Mäßigung befleißigt, um jo mehr wird fie als ſchwach und ohumächtig 
verachtet; will fie, wenn guter Rath taube Ohren findet, Gewalt brauchen, ſo⸗ 
fort wird ſie tyranniſch geſcholten; dann heißt es: fie ſuche Energie durch Vos⸗ 
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heit zu erſetzen. Alſo, ſo lange die Zeit nicht gekommen iſt, wo die Parteien 
natürlichen Todes ſterben, bleibt nichts übrig, ſie zu zähmen, als ein ſtarker 
Despotismus.“ Ueber dieſes Thema ließe ſich eine lange Predigt halten. Wir 
haben aber die wenigen Bemerkungen nur voransgeſchickt, um auf die neue⸗ 
ſten Kundgebungen der Partet-Umtriebe in der Spaniſchen Hauptſtadt zu kom⸗ 
men. Die Madrider Blätter vom 13. April melden, die Königin Iſabelle ſey 
am Sonntag, den 11. April, als fie im offenen Wagen nach dem Prado gefahr 
ren, factiöfen Manifeſtationen und dem Rufe: es lebe Espartero! empfangen 
worden. Die Miniſter, über den Vorgang in der Sitzung des Congreſſes vom 
12. April interpellirt, haben geäußert, die Regierung habe Maßregeln getroffen, 
die Wiederkehr der Unordnung zu hindern und jeden Verſuch dieſer Art mit Ener⸗ 
gie zu unterdrücken. Zugleich erklärte der Miniſter des Innern, Herr Venavides, 
das Cabinet ſey entſchloſſen, die bewaffnete Bürgermiliz nicht wieder zu reorgani⸗ 
ſiren, woraus erhellt, daß man in dieſer Inſtitution keine Garantie, ſondern eine 
Gefahr für die Erhaltung der Ruhe ſieht. — Im „Heraldo“ vom 13. April 
lieſt man: „Am Sonntag Abend und bis in die Nacht hinein zeigte Madrid ei⸗ 
nen traurigen Anblick ſür viele Perſonen; einen tröſtlichen aber für Alle, die bei 
dem verächtlichen Geſchrei, das ſich in erkünſtelter Begeifterung Luft macht, Ruhe 
geung behalten, um nicht irre zu werden an dem geſunden Sinn, der die Volks⸗ 
maſſe belebt. In den erſten Stunden des herannahenden Abends bemerkte man 
zahlreiche Gruppen, in Zwiſchenräumen aufgeſtellt, auf den verſchiedenen zum Prado 
führenden Straßen. Man ſah darunter nur verdächtige Phyſiognomien (heimat⸗ 
loſe Landläufer). So wie die Königin in ihrem leichten Wagen, den ſie ſelbſt 
lenkte, ohne Escorte herankam, drängten ſich die Gruppen herbei und ließen in 
wildem Schrei die Conſtitution leben und die Freiheit, ihre raſenden Vivats zuwei⸗ 
len abwechſelnd mit dem Rufe: „es lebe die conftitutionelle Königin!“ An der 
Puerta del Sol mußte die Königin die Pferde anhalten, weil nicht ſort zu kommen 
war in dem Gedränge. Am Cybelebrunnen — wo es in den Prado geht — hiel⸗ 
ten die Gruppen den Wagen au. Die Königin mußte ſich gefallen laſſen, eine 
„patriotiſche Rede“ anzuhören; Blumen flogen in den Wagen und unter den Blue 
men bebänderte Tauben. Im Prado wurde das Schreien der Maſſen noch toben⸗ 
der; zerlumpte Jungen ſtiegen hinten auf den Wagen; andere hielten die Pferde 
an; einige unverſchamte Burſchen traten fo nahe, daß die Königin ſich zum öftern 
raſch wegwenden mußte, um nur nicht berührt zu werden. Auf dem ganzen Rück⸗ 
weg von dem Palaſt fielen Scenen wildeſter Ausgelaſſenheit vor. Die bewaffnete 
Macht mußte zuletzt einſchreiten und die Gruppen zerſprengen. Dieſe flüchtige 
Skizze des Anblicks, welchen Madrid am letzten Sonntag darbot, konnte glauben 
laſſen, es beſtänden eruſte Gründe zu Beſorgniſſen. Dem iſt aber nicht ſo. Die 
Demonſtrationen der Maſſen haben bei den rechtlichen Leuten aller Parteien nur 
tiefen Unwillen erregt. Man konnte dieſe Indignation auf allen Geſichtern leſen; 
ſie drückte ſich in allen Unterhaltungen aus und ſteigerte ſich in dem Maß, als man 
bemerken konnte, wie läſtig eine ſolche Ovation der Königin war. Inzwiſchen iſt 
die Würde des Throns von der Partei in den Staub herniedergezogen worden. Es 
iſt nur ein Glück, daß der Radicalismus der Proletarier, der desorganiſirende In- 
ſtinet der untern Klaſſen, nicht als die Meinung der Mehrzahl des Volks gelten 
kann. Die Sache der Orduung bedarf nur einigen Beiſtaud abfeiten der Regie⸗ 
rung, um das raſende Geſchrei zu erſticken, das die Königin zuletzt noͤthigen 
würde, gar nicht mehr öffentlich zu erſcheinen. Wir glauben, die Regierung muß 
ſich ernſtlich zuſammennehmen, um zu hindern, daß die Säbel der Nationalmili⸗ 
zen, die man am Sonntag ſchon unter den Mänteln Hervorbliben ſah, nicht zu 
Werkzeugen der Unordnung werden.“ — Der „Cspaſſol“ berichtet von der Ver⸗ 
haftung Aviraneta's und Francisco Chico'sz der eine iſt berüchtigt, als 
verwickelt in carliſtiſche Verſchwörungen; den andere war früher Polizeichef. Man 
hat Hausſuchung bei ihnen gehalten, ihre Papiere weggenommen, und ſie ſelbſt 
nach Alicante und Almeria geſchickt, woſelbſt Me eingeſperrt werden ſollen. Die 
Miniſter haben für dieſe Verletzung der „individuellen Freiheit“ eine Indemnitäts⸗ 
acte im Senat nachgeſucht und werden ſie wohl erhalten. Der Juſtizminiſter hat 
dem Fiscal Anzeige gemacht von den vorgefallenen Unordnungen und ihn aufge⸗ 
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fordert in geeigneter Weiſe gegen die Schuldigen einzuſchreiten. Der politiſche 
Chef, Don Patricio de la Escoſura, hat (nachträglich) ein Bando ausgehen 
laſſen, worin es heißt: „Es iſt verboten, auf Straßen, Promenaden und Plätzen 
dieſer Hauptſtadt Vivats oder Muertes auszubringen, auf wen es auch 
ſei. Ausgenommen ſind nur die öffentlichen Acelamationen zu Ehren der Köni⸗ 
gin und der beſtehenden Verfaſſung. In den Theatern und bei Stiergefechten 
find alle Vivats oder Verwünſchungen ohne Ausnahme verboten.“ Dieſer Anord⸗ 
nung zum Trotz wurde die Königin, als ſie am 13. April den Circus beſuchte, 
mit tauſendfachem Lebehoch empfangen. 8 


Berlin, den 29. April. Nachdem Se. Majeſtät der König geſtern um 9 
Uhr dem Gottesdienſte in der Domkirche beigewohnt hatten und nach dem Schloſſe 
zurückgekehrt waren, nahmen Allerhöchſtdieſelben in Gemeinſchaft mit Ihrer Ma⸗ 
jeſtät der Königin das heilige Abendmahl aus den Händen des Hof- Predigers 
Strauß in der Schloß⸗Kapelle. 


Berlin. — Wer Berlin früher gekannt hat, der kennt es kaum wieder.“ 


Die berüchtigte Berliner Blaſirtheit iſt zurückgetreten, wer weiß freilich auf wie 
lange? — und der Geiſt einer politiſchen Friſche macht ſich wohlthuend geltend. 
Man muß Abends zur Zeit, wo die Staatszeitung ausgegeben wird, öffentliche 
Locale, die Conditoreien, die Zeitungshalle beſuchen, um zu ſehen, mit welcher 
Spannung man den Landtagsverhandlungen entgegenſieht, wie ſich gleich große 
Gruppen um einen Vorleſer bilden und die Vorleſung von den verſchiedenſten 
Ausrufungen und Bemerkungen begleitet wird. Ja, man fühlt ſich in einem un⸗ 
gewohnten neuen Elemente, und hinterließe der Landtag gar nichts anderes, ſo 
hinterläßt er doch einen tiefen moraliſchen Eindruck. Die unbedingte 
Veröffentlichung der Verhandlungen und die Nennung der Rednernamen iſt eine 
Conceſſion, deren Werth gar nicht genug gewürdigt werden kann, und wir wiſſen be⸗ 
ſtimmt, daß Herr v. Bodelſchwingh ſich gegen jedes Streichen erklärt hat. 
In den ſüddeutſchen Staaten, in Frankreich ꝛc. kennt man ſchon die Manier und 
das Glaubensbetenntniß jedes Redners, der die Tribüne beſteigt, hier in Berlin 
erregt jetzt jeder neue Name neue Aufmerkſamkeit und neue Kritik. Wir ſind jetzt 
in der Aufangsperiode eines großen parlamentariſchen Lebens und das Masken⸗ 
weſen, die Komödie der Franzöſiſchen Verhandlungen kann ſich bei uns noch nicht 
geltend machen. So müſſen wir denn die perſifflirende Behandlung dieſes Lebens 
als durchaus unzweckmäßig bezeichnen: Herr A. Glasbrenner hat in ſeinem Ge⸗ 
dichte „April“, worin er unſere neue Lebensperiode behandelt, ein durchaus 
ſchwaches und jämmerliches Machwerk geliefert. Gottlob! die Zeit iſt vorüber, 
wo der Eckenſteherwitz, wo Nante Strumpf und Herr Adolph Glasbrenner zu 
Berliner Notabilitäten gehören konnten, 0 

Viele unſerer Landtags⸗Deputirten haben die Zeit, in welcher ſie hier weniger 
beſchäftigt waren, zu kurzen Ausflügen nach Leipzig und Hamburg mittelt der 
Eiſenbahnen benutzt. 

Die von edlen Frauen zum Beſten verſchämter Armen veranſtaltete Ausſtel⸗ 
lung iſt bereits vor mehreren Tagen geſchloſſen worden und hat eine unter den 
gegenwätigen Verhältniſſen bedeutende Summe erzielt, welche nun unter würdige 
Bedürftige vertheilt wird. 

Aus dem Königsberger Kreiſe i. d. Nm, 27. April. Während 
einzelne reiche Grundbetzer ihre mehrjährigen Vorräthe anhalten, bethätigen ſehr 
viele Gutsbeſitzer, die Guts⸗ und benachbarten Domänen⸗Paͤchter in Pommern, 
die edelſten Geſinnungen, indem ſie nicht allein ihre eigenen Leute mit Lebens⸗ 
mitteln zu ſehr billigen Preiſen verſehen, ſondern auch an das Militär und die 
ärmern Bewohner der Umgegend, Getreide und Kartoffeln weit unter den 
Marktpreiſen verkaufen. 

Von der Spree. (N. 3.) — Der Kaiſer von Nußland wird ſich 

nicht nach Warſchau begeben. Ein Leberleiden, mit welchem er ſeit längerer Zeit 
behaftet iſt, hat in der neueſten Zeit einen Charakter angenommen, der die Aerzte 
veranlaßt hat, ihm anzurathen, Petersburg nicht vor Mitte Sommers zu verlaf- 
ſen. Der Kaiſer dürfte ſich alsdann nach Kiſſingen begeben und von dort erſt 
Stuttgart beſuchen. Gewiß iſt, daß ohne dieſen Zwiſchenfall die Warſchau⸗ 
Stuttgarter Reiſe ſofort ſtattgefunden haben würde. Paris wird der Kaiſer in 
keinem Falle beſuchen. 
Breslau. (Schleſ. 3.) Am 6. April ließ ſich der Fürſt v. Hatzfeld, nach— 
dem er diesmal keinen kirchlichen Dispens erhalten konnte, mit einer geſchiedenen 
Proteſtantin (Frau v. Buch) nach evangeliſchem Ritus trauen. Am Tage dar⸗ 
auf hat der Fürſtbiſchof von Breslau, Melchior, die Ercommunication gegen ihn 
erlaſſen (abgedruckt in der Augsb. Poſtzeitung). Die Erkommunikation neunt 
den Fürſten einen öffentlichen und hartnäckigen Verächter und Uebertreter der Leh⸗ 
ren und Geſetze der Kirche. (Bekanntlich war der Fürſt eine der ſtärkſten Stüz⸗ 
zen der katholiſchen Partei und Hauptbegründer der Oderzeitung. Der Fürſt wird 
übrigens, trotz der Exkommunikation, ſeinen Glauben nicht wechſeln, weil er 
ſonſt ſeines Majorats verluſtig gehen würde.) 

Breslau. — Die K. Regierung in Oppeln hat die Beſitzerin des Guts 
Bechau vermocht, ihre Speicher du öffnen, in Folge deſſen gegen 40,000 Thlr. 
in ihre Kaſſe geſloſſen find. Eine Unmaſſe von Getreide war der Vernichtung 
Preis gegeben, weil es von Würmern zerfreſſen war. Bereits in frühern Zei⸗ 
ten hatten eben dort von Polizei wegen mehrere hundert Scheffel Getreide ver- 
nichtet werden müſſen, weil es unbrauchbar geworden war. — (Bresl. 3.) In 
Liegnitz iſt es den Polizeibeamten gelungen, auf dem Buttermarkte mehreren 
Frauen, welche das richtige Gewicht nicht hielten, die Butter wegzunehmen und 
fie nebſt den Verkäuferinnen abzuführen. 


Ausland. 
DIE fc l ER 

München. — Ein Königliches Regierungs⸗Reſeript vom 19. April ver⸗ 
bietet in der Pfalz das Branntweinbrennen, Eſſigſieden Und Stärkefabriciren aus 
Kartoffeln. Ebenſo wird der Aufkauf von Getreide und Kartoffeln in den Häu⸗ 
ſern bis auf Weiteres in der ganzen Pfalz verboten; doch finden bei Bäckern 
Müllern und Mehlhändlern zum Ankauf ihres eigenen Bedarfs Ausnahmen . 
Sodann darf kein Getreide mehr über die Grenze der Pfalz, und zwar ſelbſt nicht 
nach Frankreich gegen Bezahlung des Ausgangszolles j ausgeführt werden. Zur 
widerhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſes Reſeriptes unterliegen ſtrenger 
gerichtlich-polizeilicher Beſtrafung. . 

Dresden. — Es iſt nachſtehende Verordnung, das Verbot des Brannt⸗ 
weinbrennens betreffend, erſchienen: „Wir Friedrich Auguſt, von Gottes 
Gnaden, König von Sachſen ꝛc. zc., finden Uns durch die ungewöhnlich hohen 
Preiſe des Getreides, der Kartoffeln und mehrerer anderer Nahrungsmittel bewo— 
gen, das Brennen des Branntweins aus Getreide oder Kartoffeln, vorläufig vom 
1. Mai bis mit Ende October dieſes Jahres, hierdurch zu verbieten, mit der 
Beſtimmung jedoch, daß die betriebsplanmäßig für den Monat April biefes Jah: 


res bei Erlaſſung dieſer Verordnung bereits angemeldeten, aber erſt im Monat 


Mai dieſes Jahres zur Abbrennung gelangenden Einmaiſchungen nicht gehindert 
werden. Jede Uebertretung dieſes Verbots iſt mit der geſetzlichen Strafe zu 
ahnden. Hiernach haben ſich Unfere Zoll-, Steuer- und Polizei-Behörden, ins 
gleichen Unſere Unterthanen zu richten. Urkundlich iſt dieſe Verordnung von Uns 
eigenhändig vollzogen und mit Unſerem Königlichen Siegel bedruckt worden. 
Gegeben zu Dresden, den 27. April 1847. Friedrich Auguſt.“ 
Kaſſel. Das Erſcheinen der konſervativen Zeitung des Hiſtorienmalers 
RE ſoll auf unvorhergeſehene Hinderniſſe geſtoßen ſein. 
eidelberg. Dieſer Tage wurde der hieſige stud. med. Schai ü 
tig aus Offenburg, als Verbreiter der . La et 
Raſtatt, wo er auf einer politischen Miſſionsreiſe begriffen war, ſeſtgenommen; 
aus den in ſeinem Koffer vorgefundenen Papieren ſollen ſich wichtige Aufſchlüſſe in 
dieſer Sache ergeben und bedeutende Perſönlichkeiten kompromittirt haben. 
(Mannh. M.) 
Stuttgart, den 24. April. Die Richtigkeit der jetzt durch viele öffentliche 
Blätter laufenden Nachricht, als wäre der ruſſiſche Kaiſer dem nächſt hier erwar⸗ 
tet, wird von wohlunterrichteten Perſonen gänzlich in Abrede gezogen, und zwar 
um fo mehr, als bekauntlich von wirklich beabſichtigten Reifen des Kaiſers nie vor⸗ 
her geſprochen zu werden pflegt. Sehr wahrſcheinlich möchte es dagegen ſein, daß 
derſelbe noch im Laufe des Sommers hierher kommt, um die geliebte Tochter zu 
ſehen. Die Nachricht von einer in den nächſten Tagen ſchon erfolgenden Ankunft 
des Kaiſers dürfte ihren Urſprung wahrſcheinlich in den Gerüchten haben, die über 
den Geſundheitszuſtand unſerer allgemein und mit den innigſten Gefühlen verehr⸗ 
ten Kronprinzeſſin in Umlauf waren, nach welchen fie ſich fo unwohl fühlen ſollte, 
daß große ärztliche Konſultationen nöthig geweſen wären und an die Stelle des 
ſeitherigen Leibarztes der Tübinger Profeſſor Kapp berufen worden ſei. Gluckli⸗ 
cher Weiſe iſt aues dieſes höchſt übertrieben, wo nicht ganz falſch, wie denn über⸗ 
dies das blühende Ausſehen der Kronprinzeſſin das beſte Zeugniß davon giebt. Wie 
es beſtimmt heißt, ſo gedenkt das junge Ehepaar die hoffentlich nun bald eintre⸗ 
tenden ſchönen Frühlingszeit in Friedrichshafen, dem herrlich gelegenen königl. Luſt⸗ 
ſchloſſe am Bodenſee, zuzubringen. a 
h Galizien. 
Krakau den 28. April. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Alles, was auf 
den Vereinigten Landtag Preußens ſich bezieht, mit der allergeſpannteſten Aufmerk⸗ 
ſamkeit geleſen wird, beſonders war dies mit der Thronxede der Fall, Zeitungs⸗ 
blätter, worin ſie enthalten, waren bald nach deren Erſcheinen ein ſehr gefuchter 
Gegenſtand und ſind mitunter von geſchickten Händen an öffentlichen Orten weg⸗ 
gekapert worden. Man hatte erwartet (?) in derſelben eine Hindeutung auf die 
Polniſchen Angelegenheiten zu finden (2). — In Galizien iſt trotz der unbe⸗ 
ſchreiblichen Roth die Getreideausfuhr noch nicht verboten; wenigſtens weiß ich 
aus ſicherer Quelle, daß für die Preußiſche Seehandlung im Verlauf weniger 
Monate viele tauſend Scheffel Weizen in jenem Lande aufgekauft worden und wer⸗ 
den es noch bis dieſe Stunde. Damit hängt zuſammen, daß wir gegenwärtig 
mit Preußiſchem Gelde ſehr verſehen ſind, ſo daß man zur Zeit, was ſonſt ziem⸗ 
lich ſelten iſt, auf Preußiſches Geld kein Agio bekommt; der Thaler gilt eben 6 
Gulden. Sonſt bekommt man gewöhnlich 6 Gulden und wenigſtens 3, mitunter 
auch 4, 6, ja ſogar 8 — 12 Groſchen für den Thaler. Die Zahlungen der 
Preußiſchen Seehandlung für den in Galizien aufgekauften Weizen werden na⸗ 
türlich in Preußiſchem Gelde und zwar in größeten Münzſorten, Thalern, Dop⸗ 
pelthalern und Papiergeld geleiſtet, und es grenzt an das Wunderbare, mit wel⸗ 
cher Blitzesgeſchwindigkeit ein Preußiſcher Thaler, und fei es aus dem tieſſten 
Winkel des geldarmen Landes, ſeinen Weg aus Galizien nach Krakau findet. 
Für den kleinen Verkehr genügt dort. der Polniſche Gulden und der Oeſterreichiſche 
Zwanziger, und die großer Geldſtücke werden zu größern Zahlungen an auswär⸗ 
tige Handelshauſer verwendet. So bekommen wir in Krakau dieſes Geld ſpäte⸗ 
ſtens aus der dritten und vierten Hand. — Prof. Endlicher befindet ſich noch 
hier, und wird wohl noch ziemlich lange hier verweilen; was für Veränderungen 
die Regierung mit dem Unterrichts- und Erziehungsweſen vorzunehmen gedenke, 
läßt ſich noch nicht ſagen. Endlicher hat bis jetzt die Univerſitätsbibliothek, Kli⸗ 
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nit, den botauiſchen Garten, die Sternwarte und bie übrigen m it der Univerfität 
zuſammenhängenden Juſtitnte mit feinem Beſuche beehrt und zuvörderſt über den 
Sachbefund nach Wien Bericht erſtattet. Mündlich ſoll er ſich gegen mehrere 
Krakauer in ſehr ſchmeichelhafter Weiſe über das Ergebniß ſeiner Viſitationen aus⸗ 
geſprochen haben. — Vor Kurzem ſind die hieſigen Gefängniſſe, in denen Revo⸗ 
lutionsmänner ſitzen, an ihren Fenſtern mit denjenigen hölzernen Vorrichtungen 
verſehen worden, welche zwar Licht und Luft hereinlaſſen, dem Eingeſperrten aber 
jeden Blick nach der Erde unmöglich machen. 
Frankreich. 

Paris den 26. April, Der König hat den Che- Kontract des Generals La⸗ 
moriciere mit Fräulein von Auberville (Tochter eines reallürten Legitimiſten) ei⸗ 
genhänbig unterzeichnet. — Eine Königliche Verordnung vom 20. d. verleiht 
dem Maler H. Lehmann, aus Kiel gebürtig, die Frauzſiſchen Bürgerrechte. i 

Nach einer aus Algier eingegangenen telegraphiſchen Depeſche vom 20. 
April iſt die Unterwerfung Kabyliens und des Dſchurdſchura nun voll⸗ 
kommen geſichert und geordnet. Die Gebirgsvölker erklären ſich als Frankreich un⸗ 
terthänig und tributpflichtig. Ihr jährlicher Tribut joll in zwei Raten erhoben und 
nach Algier eingeſandt werden. Sie wollen keinen Feind Frankreichs mehr in ih: 
ren Gebirgen aufnehmen. Die Europäer ſollen einzeln mit voller Sicherheit nach 
dem Innern des Landes reiſen konnen; die Stämme verpflichten ſich, die Sta 
ßen frei und ſicher zu erhalten. Dagegen macht der General- Gouverneur ſich im 
Namen Frankreichs verbindlich, keine Truppen⸗Kolonnen in dieſe Gegend eindrin- 
gen zu laſſen. 155 f 

Der Miniſter Rath hat ſich mit der Eiſenbahn-Frage beſchäftigt. Die Dis 
niſter ſind für die möglichſt geringe Einmiſchung der Regierung und gegen jede 
Geldhülfe. Die Bahnen von Paris nach Straßburg und von Tours nach Nan⸗ 
tes ſollen gar keine Hülfe erhalten, die von Paris nach Lyon und von Bordeaur 
nach Cette eine Verlängerung des Pachtkontractes und die von Dieppe nach FJé⸗ 
camp eine Verlängerung der Konzeſſion. 

Der en Courby de Cognard, der jo lange Ald el Kader 8 Ge⸗ 
ſangener war, iſt in Paris augefommen. Der König lud ihn ſogleich zur Tafel, 
und Abends mußte er der Königlichen Familie die Abenteuer ſeiner Gefangenſchaft 
erzählen. Am andern Tage empfingen ihn die Herzoge von Nemours und Aumale 
in beſonderer Audienz; auch die Herzogin von Orleaus ließ ihn zu ſich bitten und 
ſtellte ihn dem Grafen von Paris vor. 5 

Herr Edgar Quinet erklärt in einem Schreiben an die Zeitungen ſowohl ſeinen 
Kollegen am College de France wie der ſtudirenden Jugend, daß er nie aufgehört 
habe, gegen die miniſterielle Maßregel zu proteſtiren, welche ihm ſeine Vorleſun⸗ 
gen unmöglich mache. Nachdem er auf alle Weiſe die Unterrichtsfreiheit verthei⸗ 
digt, Habe er indeſſen, und damit nicht Gelegenheit geboten werden, einen Stell: 
vertreter für ihn zu ernennen, Herrn Damas-Hinard ſelbſt als ſolchen vorgeſtellt, 
und ſo müſſe er um ſo mehr die dieſem durch Charakter und Verdienſt ausgezeich⸗ 
neten Manne jüngſt widerfahrene Beleidigung bitter beklagen. 


In der Pairs-Kam mer beſtimmte der Präſident geſtern durch's Loos die 


Namen der Pairs, welche die Deputation der Kammer zur Begluckwünſchung des 
Königs an ſeinem Namenstage bilden ſollen. 

Ueber einen Unfall, der ſich auf der Nordbahn zugetragen haben ſollte, wa⸗ 
ren heute morgen an der Börſe beunruhigende Gerüchte verbreitet, die auch einen 
Augenblick auf die Bahnactien nachtheilig wirkten. Indeſſen hat man bald erfah— 
ren, daß der ganze Vorfall von keine Bedeutung iſt. Der von Brüſſel kommende 
Zug traf nicht, wie er ſollte, um 7 Uhr, ſondern erſt drei Stunden ſpäter ein. 
Er war in dem Bahnhof von Amiens durch eine Locomotive, die aus, den Schie⸗ 
nen gegangen war, aufgehalten worden. Eine weitere Verzögerung fand bei St. 
Juſt ſtatt. Hier war nämlich durch die Unvorſichtigkeit des Conducteurs ein Waa⸗ 
renzug mitten auf der Wahn ſtehen geblieben. Der Führer des Paſſagierzuges 
hatte denſelben aber frühzeitig genug bemerkt und ließ langſamer fahren, jo daß 
nur ein leichter Zufammenftoß jtattfand, den die Reiſenden kaum bemerkten. Bei 
dem Anhängen einer Locomotive, die man von Clermont zu Hülfe geholt hatte, 
gerieth der Führer des Paſſagierzuges durch Unvorſichtigkeit zwiſchen die Locomo⸗ 
tive und den erſten Waggon des Waarentrains und wurde zerquetſcht. 

Paris. Wohin man blickt in den Franzöſiſchen Journalen, allenthalben tritt 
uns der Preußiſche Landtag entgegen. | i 
großen Journaliſten, bald in prätentiöfen Premiers Paris, bald in Berliner Korre⸗ 
ſpondenzen einheimiſchen Fabrikats niedergelegt, find begreiflich ſehr gediegen: das 
Verſtändniß fremder Zuſtände iſt von jeher die ſtarke Seite der Franzoſen geweſen. 
Wahrhaft überraſcht aber hat uns der geradezu unanſtändige Ton, in welchem das 
Hofblatt, das Journal des Debats, die Perſon des Königs in die Diskuſſion hin⸗ 
einzerrt. Das iſt mehr als der bloße Groll, daß der König weit entfernt iſt, die 
tiefe Verehrung vor der konſtitutionellen Charte Frankreichs zu theilen, welche das 
Journal des Debats bei jeder Gelegenheit mit ſolcher Oſtentation zur Schau trägt, 
das iſt das Symptom des tiefen Mißbehagens, mit welchem Frankreich auf Preu- 
ßen und ſeine Entwickelung ſchant. Frankreich fühlt, zur Zeit vielleicht noch mehr 
durch Inſtinkt als mit Bewußtſein, daß es ſeine Rolle in Deutſchland ausgespielt 
hat, daß der alten Franzöſiſchen Politik, auf die kleineren Deutſchen Höfe zu wir⸗ 
ken, der Boden unter den Füßen gewichen iſt, und von demſelben Augenblick an, 
wo Preußen in die Bahn der Ideen einlenkte, als deren Träger und Führer Frank⸗ 
reich ſich ſo gerne gerirt, von demſelben Augenblicke an iſt in keinem Frauzöſiſchen 
Journal mehr die Rede von einer Preußiſchen Allianz geweſen, von welcher yor- 
her urplöͤßlich die halbe Preſſe ſchwärmte. 


Die Urtheile der großen Nation und ihrer. 


Spanien. 

Madrid den 19. April. Im Laufe des geſtrigen Tages trafen zwei Cou⸗ 
riere von Badajoz und einer von Coruna hier ein. Während der Nacht ging das 
rauf, wie verlautet, an die an der Portugieſiſchen Grenze zuſammengezogenen 
Truppen ber Befehl ab, ſich zur Verfügung des Portugieſiſchen Marſchalls Sal⸗ 
danha zu ſtellen. Vor einer Stunde iſt ein ſtarker Axtillerie-Park von hier nach 
jener Richtung abgegangen. Es ſcheint keinem Zweifel zu unterliegen, daß die 
Portugieſiſchen Rebellen, welche in Sines und Algarbien landeten, in Verbindung 
mit der Mannſchaft des Grafen Mello die Stadt Setubal beſetzt haben. 

Dieſen Morgen trafen über Cadix Briefe aus Liſſabon vom 13. hier ein. 
Ihrem Inhalte zufolge, hätte der Spaniſche Geſchäftsträger das im Tajo vor 
Anker liegende Kriegsſchiff „Villa de Bilbao” mit den am Bord befindlichen Trup⸗ 
pen zur Verfügung der Portugieſiſchen Regierung geſtellt. Einige Briefe geben 
ſogar an, daß bereits 300 Mann dieſer Spaniſchen Truppen in Liſſabon ans 
Land gejegt wären, und daß die Spaniſche Regierung der Junta von Porto hätte 
anzeigen laſſen, es würden 12,000 Spanier dieſe Stadt angreifen, falls die 
Junta ſich nicht unter den durch die Königin von Portugal aufzuſtellenden Bedin⸗ 
gungen unterwürfe. Die Engliſche Regierung ſoll dagegen der Königin folgende 
Punkte als Grundlagen einer mit den Rebellen abzuſchließenden Uebereinkunft vor⸗ 
gelegt haben: Amneſtirung ſämmtlicher Inſurgenten und Wiedereinſetzung 
derſelben in ihre früheren Würden und Aemter, Ernennung eines Miniſteriums, 
von welchem ſowohl Cabraliſten wie Septembriſten ausgeſchloſſen bleiben ſollen, 
und ſchleunige Einberufung der Cortes. 

Seit einiger Zeit bemühen die Minifter ſich, den König, der bekanntlich in 
völliger Zurückgezogenheit und getrennt von ſeiner Gemahlin lebt, zu bewegen, 
ihr ſeine Hand zur Verſöhnung zu reichen oder ihn doch wenigſtens zu veranlaſſen, 
öffentlich mit der Königin zu erſcheinen. Am vorigen Sonnabend hatte endlich 
der König eingewilligt, gemeinſchaftlich mit ihr nach der Kirche von Atocha zu fah⸗ 
ren. Bereits war das hohe Paar aus den inneren Gemächern des Palaſtes her: 
vorgetreten, als, zum Erſtaunen des verſammelten Hofſtaates, der König ſich 
plötzlich umwandte und in das Gemach zurückging. Die Königin eilte ihm nach, 
und es entſpann ſich im Innern ein ſo heftiger Wortwechſel, daß auch der Infant 
Don Franeisco de Paula ſich in das Gemach begab. An ſeiner Seite trat die 
Königin wieder hervor und fuhr ohne den König nach Atocha. Nach ihrer Zurück⸗ 
tunft ließ fie ſämmtliche ihrem Gemahle gehörigen Mobilien aus den an die ihrigen 
ſtoßenden Gemächern entfernen und in die Zimmer bringen, welche der Herzog von 
Montpenſier bei feiner Anweſenheit hier bewohnte. Vorgeſtern (Sonntags) ſuchte 
man die Königin vergeblich zu bewegen, ihre gewöhnliche Spazierfahrt aus⸗ 
zuſetzen, da Schnee in fauſtdicken Flocken, von großen Schloſſen begleitet, vom 
Himmel fiel. Trotz dieſes Unwetters fuhr fie gegen Abend in ihrem offenen Ka⸗ 
briolet, die Zügel ſelbſt leitend, höchſt leicht getleidet nach dem Prado. Die In⸗ 
fantin Dofia Joſefa ſaß, wie gewöhnlich, neben ihr, und der Infant Don Fran⸗ 
cisco de Paula folgte dem Wagen in einem anderen Kabriolet. Als die Koͤnigin 
auf der Puerta del Sol ankam, ſcheuten ſich die Pferde vor den ihre Augen ver⸗ 
letzenden Schloſſen und würden mit dem Wagen durchgegangen fein, wenn nicht 
ein ehemaliger karliſtiſcher Oberſt herbeigeſprungen wäre und die Zügel erfaßt hätte. 
Die Königin dankte ihm, ſiand auf und peitſchte wie wüthend auf die Pferde, bie 
ſie nun bis an das Ende des Prado von Atocha lenkte. Als ſie von dort zurück⸗ 


fuhr, bat der bis auf die Haut durchnäßte Infant, vor dem Retiro ausſteigen 


zu dürfen, um ſich in ſeinem Palais umzukleiden. Dies geſtattete ihm die Kö⸗ 
nigin. Sie ſchlug aber die Kutſche, welche er ihr anbot, aus und fuhr in völ⸗ 
lig durchnäßtem Zuſtande nach dem Schloſſe zurück. Der hinter ihr reitende La⸗ 
kei vermochte dem Wagen kaum zu folgen und überritt auf der Puerta del Sol 
einen Bettler. Da ſich Niemand verhehlen kann, daß bei ſolchen Schnellfahtten 
das Leben oder doch die Geſundheit der Königin augenſcheinlicher Gefahr ausge⸗ 
ſetzt iſt, ſo herrſchen große Beſorgniſſe für die nächfte Zukunft. 

Geſtern willigte endlich der König ein, den Beſuch der Miniſter zum erſten⸗ 
male entgegenzunehmen, und gegen Abend folgte er in einem offenen Kabriolet 
demjenigen, welches ſeine Gemahlin mit eigener Hand leitete. Sein Vater ſaß 
neben ihm. 

Belgien. 

Brüſſel, den 26. April. Unter den Arbeitern am Kanal von Deynze nach 
Schipdonk iſt eine Emeute ausgebrochen, welche die Herbeiziehung von Truppen 
aus Gent nothwendig gemacht hat. 

2 Staliem 

Rom den 18. April. (A. 3.) Der vom 25. März datirte Hirtenbrief des 
Papſtes zu Gunſten der armen Irländer (epistola encyclica ad implorandum pro 
regno Hiberniae divinum auxilium) wurde geſtern in 30,000 Gremplaren am 
alle Patriarchen, Primaten, Erzbiſchöfe und Biſchöfe verfandt. Nach Vorgän⸗ 
gen aus alten und neuen Zeiten handelt es ſich nicht blos um Spendung geiftlicher 
Wohlthaten, ſondern um Ausübung der Pflicht chriſtlicher Mildthätigkeit gegen 
ein bedrängtes chriſtliches Volk. ; 

Moldau und Walachei. 

Am 8. April ward in Bukareſcht auf Befehl des Fürſten Stand recht 
publizitt. Am 7. April verſuchte man, in der Kirche Slatar Feuer anzulegen, 
um die Stadt neuerdings großer Gefahr auszuſezen. Die Thäterin, eine Zigeune⸗ 
rin, iſt auf der That ertappt worden. Sie war 18 Jahr alt und von blühendem 
Geſicht. Am 9. April wurde ſie mit Ruthen gepeitſcht und am 10. April am 
Galgen aufgeknüpft. c 5 
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5 . Vermiſchte Nachrichten. 

Berlin. — Großes Aufſehen erregt hier die plötzliche Entweichung eines 
hieſigen Conditors K., der ſeit einem Jahre der Inhaber einer ſcheinbar ſehr be- 
ſuchten und in Blüthe befindlichen, mit einem ausgedehnten Leſekabinet verſehenen 
Conditorei unmittelbar neben der Königl. Bank in einem derſelben zugehörigen 
Hauſe in der Jägerſtraße geweſen. Er hat den Einfluß der unruhigen Tage 
der vorigen Woche benutzt, um mit allen Habſeligkeiten in der Nacht vom Don— 
nerſtage zum Freitage heimlich ſich zu entfernen und Berlin zu verlaſſen. Als 
am Freitage, den 23. d. M., fein Laden noch am fpäten Vormittage geſchloſſen 
blieb, glaubte man Anfangs, es ſei noch aus übertriebener Beſorgniß vor weite— 
ren Unruhen geſchehen, bis man endlich die wahre Urſache entdeckte. Die Königl. 
Bank hat eine Miethsforderung von 700 bis 800 Rthl. an ihn. Wohin der 
Conditor K. ſich gewendet, weiß man bis jetzt nicht. 

Stettin. — In einem bei dem Kammergericht in Berlin angeſtrengten Pro— 
zeſſe wegen der bekanntlich von mehreren Actionairen der Stergard-Poſener Ei⸗ 


München. — In der Nacht des 17. April wurde der Schwefeläther in 
einem höchſt ſchwierigen Geburtsfalle — meines Wiſſens zu dieſem Zwecke zum 
erſtenmal hier — angewendet. Erſt als die Unmöglichkeit der Entbindung mit 
den gewöhnlichen Mitteln feſtgeſtellt war, wurde der ſchon in Bereitſchaft gehal⸗ 
tene Aetherapparat angewendet, und nach etwa 90 Sekunden die unter den frü⸗ 
hern Verhältuiffen unmöglich geweſene Entbindung mit größter Leichtigkeit und 
ohne Schmerzen für die Mutter bewerkſtelligt. 


W 
— 


Handels⸗Bericht aus Stettin vom 28. April. 
Des Fefttages wegen läßt ſich heute nichts über unſern Markt fagen. Der⸗ 


ſelbe ſchloß geſtern Abend für Getreide in allen Gattungen durchaus feſt und 


würde namentlich Roggen keinenfalls billiger zu kaufen ſeyn, als letzthin notirt. 


Weizen iſt bis 115 Rihlr. bezahlt. 
8 Heutiger Landmarkt: 
Weizen. Roggen. Gerſte. Erbſen. 


ſenbahn⸗Geſellſchaft verweigerken ferneren Einzahlungen, ſelbſt Rückforderung der 
erſten Rate, iſt jetzt das erſte für die Geſellſchaft vollſtändig günſtige Erkennt⸗ 


niß erfolgt. ö 


Zufuhren: 
Preiſe: 


2 3 
112 à 114 100 à 104 
Kartoffeln 1 Rtlr. 15 à 20 Sgr. — Heu per Centner 123 a 16 Sgr. 
Stroh in Rationsbunden 4 Rthlr. 25 Sgr. a 5 Kthlr. 24 Sgr. 


afer. 
94 


— — Wiſpel. 
70 à 74 48 352 116 a 118 Rur. 


Geſtern entſchlief nach IAtägigen Leiden Agnes 
Sſchirmer im 20ſten Lebensjahre zu Chwalibo- 
gowo bei Wreſchen. Theilnehmenden Verwandten 
und Freunden widmen tief betrübt dieſe Anzeige 

die hinterbliebenen Eltern und Geſchwiſter. 
Thorn, den 30. April 1847. 


Bekanntmachung. 

Die Perſonenpoſt von hier nach Breslau wird 
vom Iſten Mai c. ab um 11 Uhr Vormittags, ſtatt 
bisher um 12 Uhr Mittags, von hier abgefertigt 
werden. 

Poſen, den 30. April 1847. 

Ober-Poſt-Amt. 


Ein edeldenkender Menſchenfreund hieſi⸗ 
ger Stadt hat den ehrbaren Geſellen unſerer, als 
Privat⸗Löſchverein organiſirten Ilten Abtheilung für 
die bei den letzten Feuersbrünſten bewieſene Auszeich⸗ 
nung ein Geldgeſchenk gemacht. Wir danken hier- 
mit freundlichſt dem wohlwollenden Geber mit der 
Benachrichtigung, daß die Vertheilung des Geldes 
am 25ſten v. Mts. erfolgt iſt. 

Poſen, den 1. Mai 1847. 

Der Vorſtand des Rettungs-Vereins. 


Das Alaunwerk Gleiſſen 


macht hiermit der vielen Anfragen halber bekannt, 


wie nach mehrjährigen Bauten daſſelbe ſolche erwei- 


terte Anlagen erhalten, daß täglich mindeſtens 30 
Centner des eiſenfreieſten Kali-Alaun — 
nicht Ammoniak⸗Alaun, geſchweige des Alaun-Surs 
rogats der ſchwefelſauren Thonerde — gewonnen wer⸗ 
den, und demnach alle Aufträge, welche in frühern 
Jahren abgelehnt wurden, gegenwärtig berückſichtigt 
werden können. Proben, um Verſuche über den Eis 
ſengehalt gegen andern Alaun anzuſtellen — wo— 
durch allein ſein Werth mit bedingt wird — wer= 
den gratis ertheilt, und ſind Beſtellungen zu rich— 
ten an das 

von Müllerſche Alaun⸗, Berg⸗ und 

Hüttenwerk 


zu Gleiſſen. 


Geſang- Unterricht. 
In meinem Geſang⸗Inſtitut beginnt mit dem Aten 
Mai ein neuer Curſus. Das Honorar beträgt vier⸗ 
teljährlich 4 Rthlr. 15 Sgr. Auch ertheile ich Ge⸗ 
ſang⸗Unterricht außer dem Haufe, pro Stunde 15 
Sgr. A. Vogt. 


Hotel „Zum Bairiſchen Hof“ 
in Berlin, 
Charlottenſtraße No. 44., 
neben Hotel de Rome an den Linden. 
Ein Zimmer 11 in der Bel⸗Etage . 970 

5 1 13 * 


dto. „Aten 

dto. dto. „ „Sten 10 = 
do. mit 1 Bett meh 10 
dto. mit Kabinet mehrt > 


Ein mäßiges Trinkgeld wird in Rechnung gebracht. 
—x— — — 

Ein Wirthſchaftsbeamter, der feiner Militair- 
Pflicht bereits nachgekommen, 
Brennerei⸗Betriebe bekannt iſt, auch bedeutende Vor⸗ 
räthe unter ſeinem Verſchluß gehabt hat, ſucht von 
Johanni c. ab ein Unterkommen. Nähere Nachricht 
wird der Kaufmann Herr O. W. Fiedler geſäl— 
ligſt ertheilen. 


mit dem Brau- und 


Güter ⸗ Verkauf. 
Ein Rittergut unweit einer Chauſſee, mit einem 
Areal von 5000 Morgen Magdeb. incl. 2000 Mor⸗ 


gen gut beſtandener Forſt, nebſt den ſchönſten Flur⸗ 


Wieſen, welche reichliches Futter liefern. Das Land 
hat durchweg Weizen- und Gerſtenboden und befin— 
det ſich in dieſem Gute eine neu erbaute Brennerei 
nebſt einer bedeutenden Schäferei. Sowohl das leben- 
dige und todte Inventarium iſt complet und die 
Wohn- und Wirthſchafts-Gebäude durchweg im be⸗ 
ſten baulichen Zuſtande. Der Kaufreis dafür beträgt 


75,000 Thaler mit einer Anzahlung von 20,000. 


Außer dieſem werden von mir eine große Auswahl 
kleiner und größerer ländlicher Beſitzungen zum vor— 
theilhaften Ankaufe nachgewieſen, und ertheilt auf 
diesfällige Anfragen umfaſſende Auskunft 
der Güter-Agent 
Elias Jacoby in Elbing. 
In dem Eckhauſe Wronker- und Krämerſtraßen⸗ 
Ecke No. 320. iſt ein Keller von drei Abtheilungen 
ſofort, der Laden und eine Remiſe vom Ifien Okto⸗ 
ber d. J. ab zu vermiethen. Das Nähere iſt bei 
dem Eigenthümer No. 2. Wronkerſtraße zu erfragen. 
Von der Leipziger Messe retournirt, 
iſt mein Lager von Hüten, Hauben, beſonders der 
neueſten Mantillen, Colliers ſortirt, die ich zu den 
billigſten Preiſen beſtens empfehle. 


P. Stern geb. Weyl, 


Markt No. 82. 


Unſer Damenputz- und Modewaaren-Geſchäft 
haben wir, von der jetzigen Leipziger Meſſe zus 
rückgekehrt, auf das vollſtändigſte und geſchmack— 
vollſte mit allen in dieſes Fach gehörenden Artikeln 
aſſortirt, worunter ſich durch auffallend billige Preiſe 
Mantillen in den allerneueſten Fagons auszeichnen. 

Poſen, den 1. Mai 1847. 

Geſchwiſter Caro, 
Neueſtraße No. 4. eine Treppe hoch. 


A. Remus, 


(Breiteſtraße No. 6.) 


7 — * 5 
empfing diefer Tage feine in Ungarn perſönlich ans 


gekauften 1846er und älteren Weine. 


eee, ee eee e 
05 Friſchen Maitrank ö 
. aus ſo eben direct vom Rhein bezogenen 29 
5 friſchen Kräutern,, ſowie fein aufs Neue . 
818 aſſortirtes Lager der beliebteſten Rhein- und 8 

Moſelweine empfiehlt & 


Fr. Klingenburg, 
Breslauer-Straße No. 37. > 
FEHLEN TEEN: 
Diesjährigen friſchen Porter empfiehlt die 
M.: und W.⸗Handlung 


T. Obrebowicz & Comp. 
Markt N. 85. 


Berliner Omnibus-Wagen. 
Mittwoch den dten Mai geht ein Perſonen⸗ 
Wagen von Poſen nach Berlin, und wollen ſich 
Reiſende dieſerhalb wenden an den Gaſtwirth Herrn 
Moritz Eichborn in Poſen. 
Hennersdorff. 


Hochrothe Meſſin aer Apfelſi⸗ 

nen, ſaftreiche Meſſ. Citronen, 

große fette Limburger Sahnkäſe, wie auch 
friſch gebrannte Dampf-Caffee's empfiehlt ſehr billig 
E. Buſch, Friedrichsſtraße 25. 


Abgelagerten Leinöl-Firniß, alle Sorten fertigen 

Lack, wie auch Goldlack verkauft zu Fabrikpreiſen 
die Farbe-Waaren⸗Handlung 

M. Waſſermann, Waſſerſtraße 1. 


‚Hörse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld - Cours - Zettel. 


— 00 


Zins-| Preus.Cour 
Den 29, April 1847. Fuss. |BrietTeieti. 
Staats-Schuldscheine ....+- 31 9314 — 
Prän.-Scheine d. Seehdl. a 50 T. — | 94 95 
Kur.- u. Neum, Schuldverschr. 34 904 — 
Berliner Stadt-Obligationen .. | 3 924 — 
Westpreussische Pfandbriefe... 34 | 924 | 924 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . 4 — 1014 
dito dito W 31 — 914 
Ostpreussische dito 96 957 a 
Pommersche dito 94, 935 
Kur-u.Neumärkische dito 33 — | 9% 
Schlesische dito 3 | — 964 
dito v. Staat. g. Lt. ... 31 |— 
Friedriehsd'ooo r — 1377 1 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. — 114 11 
DFF 3 — 4 5 
Actien. 
Berl, Anh, Eisenbahn Lit. A. e e ee; 
dto dto. Prior, Ob lig. 4 155 per 
Berlin-Hamburger .,. ...». 107 
0. 3 Priorität. 4 967 96: 
Berlin-Potsd.-Magdeb. ...::| 4 — 88 
die, Prior. Oblig. 4 — | 904 
dto. CD 5 — 1101 
Url.-Stet. E. Lt. A und 3. — 1071 — 
Bonn Kölner Eisenbahnn 5 — 2 
Bresl.-Schweid.-Freibg.-Eisenb, 4 = — 
dito. dito, Prior, Oblig .. 4 — en 
Köln Mind, v. e. „u. ur 4 904 
Düss. Elb. Eisenbahn .....- a — 11044 
dto. dto. Prior, Oblie. . . : 4 911 _ 
Magdeb-.Halberstädter Bisonb, . BAER I 
sipz. Eisen e — — — 
We e ee ont | 2 | I] Z 
ie hl.- Mär... 1 
en priori 48 a 
do. Priorität 5 . 100 
Nied.-Mrk. Zwgb. ..... Bee — 881 
do. Priorität 44 — 
Ob. Schles. Eisenbahn Lt. A. = — 
do do. Prior.- OI. 4 — Iren 
do, do. Pee — — — 
Rhein. Eisenbaun n — 84 — 
do. Stamm-Prior. (volleingez.)| 4 90 — 
dto. dte. Prior. Oblig..... 4 9 = 
dto. vom Staat garant... — 1 — 
Thüringer . % 944 — 
Wilh.-B. (C.- O.) 0.5.00 4 864 854 


Gietreide⸗Marktpreiſe von Polen, 
den. - reis 


den 30. April 1847. 
(Der Scheffel Preuß.) 


Weizen d. Schfl. zu 16 Me. 


Roggen dito 1 
Backe n Zu 4 
E f 

Buchweizen 5 M 
Erbfen 


TE RE Sr 


Kartoffeln u 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. 
Bulter das Faß zu 8 PfDd. 1 

a (Hierzu zwei Beilagen.) 
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den 3. Mai 1847. 


A 101. Erſte Beilage zur Zeitung fü 


Landtags Angelegenheiten. 


Sitzung des Vereinigten Landtages am 27. April. 
Kurie der drei Stände 
9105 5 Eortſetzung.) 3 

Abg. v. Auerswald (fährt fort): Der Schaden für den Einzelnen, 
den dieſes Ausfuhrverbot nachtheilig treffen könnte, kann nicht bedeutend ſein. 
Es handelt ſich nicht um den Betrieb eines blühenden Gewerbes, es handelt 
ſich um einen möglicherweiſe zu verlierenden Gewinn einzelner Unternehmer; 
es handelt ſich auch für dieſe nicht um einen Verluſt der aus mit dem Aus 
lande geſchloſſenen Kontrakten hervorgehen kann, denn dieſe verlieren nach 
dem Geſetze, ſo viel mir bekannt iſt, mit dem Ausfuhrverbot ihre Gültigkeit. 
Die Nachtheile, die im Allgemeinen Ausfuhrverbote haben, können, meines 
Ermeſſens, in Beziehung auf das Ausfuhrverbot der Kartoffeln von gar kei⸗ 
ner Bedeutung ſein, denn, ſo viel ich weiß, iſt die Ausfuhr von Kartoffeln 
kein Handels-Artikel von irgend welchem Belange. Die Erfahrung hat in 
den Rhein-Provinzen gezeigt, daß das Ausfuhrverbot nicht nachtheilig gewirkt 
hat. Mehrere unſerer rheiniſchen Kollegen haben geſagt, daß man es im All⸗ 
gemeinen bis jetzt für eine vortheilhafte Maßregel gehalten hat. Ich kann 
nicht annehmen, daß das Ausfuhrverbot von Kartoffeln für die drei erwähn⸗ 
ten Provinzen, event. auch für die übrigen, nachtheilig ſein könnte. Die zweite 
Frage iſt: kann es einen Vortheil gewähren? Es iſt geſagt worden, der 
Vortheil kann nur gering ſein, ich bin der Meinung, wenn er gering iſt, ſo 
iſt er nur dem Umfange nach gering. Bei denjenigen aber, denen der Vor⸗ 
theil zu Gute kommt, die das Verbot möglicherweiſe vor Hunger ſchützen 
kann, handelt es ſich nicht um den Umfang, und ich erlaube mir die Frage, 
ob vielleicht diejenigen, welchen die wenn auch geringe Quantität Kartoffeln, 
die von hier auf der Elbe ausgeführt werden, erhalten wird, wenn ſie von 
unſeren Verhandlungen hören, doch nicht ſagen möchten: ja, für uns war 
es ein bedeutender Gegenſtand, denn es handelte ſich um Friſtung unſeres 
kümmerlichen Lebens. Aus dieſen Gründen kann ich nur für das Aus fuhr⸗ 
Verbot in der vorgeſchlagenen Weiſe ſtimmen. 5 \ 

Abg. Schauß aus Berlin: Eine hohe Verſammlung bim ich nicht ge⸗ 
meint, zu ermüden, ſondern nur mich dahin auszuſprechen, daß ich mich aller⸗ 
dings für das Ausfuhrverbot erklären muß. Wer die Geſchäftsfügrung kennt, 
wird Gelegenheit gehabt haben, ſich zu überzeugen, DaB, ſobald Vorräthe an⸗ 
kommen, die von außerhalb importirt werden, dieſe zum Theil wieder ausge⸗ 
hen. Wenn hier von mehreren Rednern behauptet worden iſt, daß in dieſer 
Beziehung für die Kartoffeln nichts zu beſorgen fei, weil fie nicht mehr könn⸗ 
ten verſchickt werden, fo muß ich dem entſchieden widersprechen. Denn nach⸗ 
dem wir die Eiſenbahn-Netze überall hin haben, iſt mit dieſen Eiſenbahnen 
auch augenblicklich dafür geſorgt, daß das, was heute verſchickt wird, morgen 
ſchon am Orte der Beſtimmung ankommt, und ich pflichte hierin dem Herrn 
Königl. Kommiſſar vollkommen bei und ſage, daß dem fo iſt, und ich muß 
ſagen, daß nach Hamburg bedeutende Quantitäten Kartoffeln verſchickt wor⸗ 
den find, weil dort der Mangel noch größer ift, als hier. Cbenſo ſpreche ich 
mich auch für das et des Getreides aus, und ich halte dafür, daß 
5 feen „der durch den moraliſchen Eindruck hervorgebracht wird, fo mäch⸗ 
tig fein. werde, daß er einen großen Einfluß auf den Preis überhaupt aus⸗ 
üben wird. Wenn übrigens der Königl. Kommiſſar vorher zu bemerken be- 
liebte, daß eine Million von gar keinem Einfluß auf das Ganze ſein werde, 


wenn ſie auf die ſechszehn Millionen Einwohner repartirt würde, ſo kann 


ich ihm in dieſer Hinſicht nicht beipflichten, und ich mache darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß, wenn das Gouvernement früherhin Maßregeln getroffen hätte, von 
dem Auslande her bedeutende Importe zuzuführen, und dieſe eine Million 
hätte daran ſetzen wollen, wir heute Vorräthe und viel wohlkeilere Preiſe 
haben würden, als wir ſie jetzt haben. Uebrigens bin ich der Meinung, dab 
die Noth keine künſtliche, ſondern wirklich eine große, in ſich ſelbſt thätige ist 
und darum Alles aufgewendet werden muß, einen Eindruck auf das Ganze 
hervorzurufen, ſo daß man mit Sicherheit der Zukunft entgegenſehen kann, 
und darum müſſen, wie das Einzelne ſich dem Ganzen unterordnen muß, fh 
dieſe drei Provinzen auch dem Ganzen unterordnen; und wenn dieſe auch 
. dadurch erleiden ſollten, ſo würde doch im Allgemeinen die Armuth 
den Vortheil davon haben. 
92 ae, Graf v. Schwerin: 
der Abgeordnete v. Auerswald geſagt haben, 
ich me daſſelbe für den Antrag fagen wollte. 
\ A g. Meviſſen: Meine Herren, ich habe nur wenige Worte zur Ver⸗ 
theidigung des Gutachtens der Abtheilung zu ſagen. Der Königl. Kommiſſar 
hat uns in der heutigen Sitzung, ſo wie auch in der Sitzung der Abtheilung, 
erklärt, daß die Berichte, die bei der Regierung eingelaufen ſind, verſchieden 
gelautet haben, daß es nicht möglich geweſen ift, ſich zeitig über den Umfang 
der Noth, welche die einzelnen Provinzen betroffen hat, aufzuklären. Es iſt 
heute Morgen hier von einem Deputirten der Vorſchlag gemacht worden, 
man möge noch jetzt amtliche Ermittelungen veranlaſſen; doch wozu ſollen 
dieſe Ermittelungen nützen, wenn die Noth ſo evident am Tage liegt? (Ge⸗ 
murmel.) Iſt Jemand in der Verſammlung, der glaubt, daß die Noth nicht 
zu Tage liegt? Ich denke, die verſchiedenen Aufſtände, die Bewegungen des 
Volkes in den verſchiedenen Gegenden, wenn es ſich ſogar an das Eigenthum 
vergreift, liefern Veweiſe, daß dieſe eingetretenen Zuſtände als Ausnahme⸗ 
Zuſtände Angefehen werden müſſen. Ausnahmezuſtände aber erfordern Aus- 
nahme⸗Maßregein, und jo ſehr ich dafür bin, daß die Freiheit des Eigen⸗ 
thums nicht beſchränkt wird, fo muß doch hier dieſe Freiheit einer Beſchrän⸗ 
kung unterliegen konnen. Die Geſetzgebung muß das Necht haben, das Ein⸗ 
zelnrecht zu Gunſten des Geſammtrechts aufzuheben. Ich balte, gegenüber 
den Zuſtänden, wie ſie in verſchiedenen Städten des Landes ſich offen darge⸗ 
legt haben, die Frage: ob wirklicher Mangel vorhanden iſt oder nur ein künſt⸗ 
licher, für überflüſſig, ich halte ſie durch die Praxis für bejaht. Geſchieht 
aber dies, fo bleibt die Frage übrig, die heute noch aufgeſtellt it, ob man 
einen Erfolg von dieſer Mahregel erwarten kann? Ueber den Erfolg werden 
die Anſichten nothwendigerweiſe eben ſo differiren, wie über das Vorhanden⸗ 
ſein der Noth. Ich möchte fragen, wer in dieſem Saale iſt im Stande, zu 
ſagen, in welcher Art dieſe Maßregel Erfolg haben wird. Uebrigens aber iſt 


Nach dem, was der Königl. Kommiſſar und 
verzichte ich auf das Wort, da 


r das Großherzogthum Poſen. 


es wichtig, und das ſcheint mir die Hauptſache, daß dieſe Verſammlung im 
Bunde mit der Regierung dem Volke Gewähr gebe, daß ſie Alles zu thun 
entſchloſſen iſt, dieſe Noth zu lindern. Wir können uns keines abſoluten Er⸗ 
folges dieſer Maßregel verſichern, wohl aber des moraliſchen Erfolges können 
wir uns gewiß halten. Das Volk wird die Ueberzeugung erlangen, daß die 
Verſammlung, im Bunde mit der Regierung, ernſtlich gemeint iſt, der Ka⸗ 
lamität mit allen Mitteln, die ihr zu Gebote ſtehen, entgegenzutreten; und 
deshalb bitte ich, das Gutachten zu befürworten. 

Abg. Gieſe: Es iſt die Petition einestheils über ein Ausfuhrverbot von 
Getreide und Kartoffeln von mir ausgegangen. Ich habe in der 6. Abtheil. 
die Gutachten allerdings mit einigem Bedauern vernommen und erſehen, daß 
man das Ausfuhrverbot von Getreide nicht begünſtigt hat. Man hat auf 
verſchiedene Weiſe die Nachtheile hervorgehoben, welche ein Ausfuhrverbot 
mit ſich führt, aber, meine Herren, welche Nachtheile ſind dies denn eigent⸗ 
lich. Man hat darauf hingewieſen, es wären kontraktliche Abſchlüſſe gemacht, 
und es würde Mancher dadurch ſehr benachtheiligt werden, wenn das Aus⸗ 
fuhrverbot einträte. Nun frage ich Sie, meine Herren, wenn man zwei Uebel 
hat, wählt man da nicht das kleinſte? Es iſt wirklich für jeden edeldenken⸗ 
den Mann ein trauriges Gefühl, wenn er die Noth der Armen jetzt ſteht. 
Nicht allein der Armen in kleinen Städten, ſondern auch der auf Dörfern. 
Der Handwerksmann leidet ebenfalls ſehr in kleinen, mittel und großen 
Städten, und wir haben die Erfahrung gemacht, daß eben ſo auch der Er⸗ 
zeuger der Produkte mit großen Mühſeligkeiren zu kämpfen hat, um die är⸗ 
mere Klaſſe zu ernähren; ſie ſchreien alle nach Brodt, und es greift uns tief 
ins Herz, dies anzuhören. Ich mag nicht weiter in dieſen Gegenſtand ein⸗ 
dringen, die Erfolge haben uns belehrt; die letzten Tage, die wir verlebt ha⸗ 
ben, ſie haben uns vor Allem ſchmerzlich berührt. Nun komme ich noch ein⸗ 
mal auf die Nachtheile zurück, die ein Ausfuhrverbot wirklich herbeiführen 
ſollte. Wir haben die Veweiſe an England, Frankreich und Deutſchland, dieſe 
drei Länder leiden Noth, ſie haben kein hinreichendes Getreide. Meine Herren, 
denken Sie ſich, drei grobe Länder! Die brauchen Getreide, und der Beweis 
hat gezeigt, daß es nicht da iſt. Nun entſteht die Frage, wie lange wird das, 
was dieſe drei Länder zur Zeit noch beſitzen, ausreichen, und wo ſollen ſie 
das Fehlende herziehen. Es ſind die beiden Länder genannt, Amerika und 
Rußland; werden dieſe uns aber ferner mit Getreide aushelfen können, wird 
daſſelbe dort nicht ebenfalls einen höheren Standpunkt erreichen, werden ſie 
nicht ebenfalls ſagen, ein jeglicher Vater iſt verpflichtet, für ſeine Kinder zu 
forgen, wie wir es Jagen Das, meine Herren, gebe ich Ihnen zu bedenken, 
die Beantwortung der Frage: Wo? iſt ein wichtiger Gegenſtand. Wenn wir 
noch drei Monate hin haben, um uns bis zur Aerndte durchzuhelfen, wo ſol⸗ 
len wir dann Getreide hernehmen, wenn die gedachten beiden Länder nichts 
mehr geben können. Dieſer wichtige Gegenſtand iſt von dem Herrn Finanz⸗ 
Miniſter auch genügend erwogen worden, wir haben die Ausfuhr vom Sep⸗ 
tember ab bis jetzt gehabt, und ſie iſt bedeutend geweſen. Dieſe vielen Tau⸗ 
ſend Wispel Getreide, die auf allen Flüſſen in Deutſchland nach Seeplätzen 
gewandert ſind, hätten wir ſie noch, ſo wäre keine Noth vorhanden! Nun 
komme ich zu einer zweiten Frage: Iſt es denn auch in Betreff der Staats⸗ 
Einkünfte von Wichtigkeit, ob wir ein Ausfuhrverbot begünſtigen, was würde 
dann der Staat verlieren, wenn dieſe Theuerung noch mehrere Jahre fort⸗ 
währte, ſie würde vielleicht noch um das Doppelte erhöht, und ſollte da der 
Staat große Vortheile davon ziehen? (Geräuſch.) Was wird ſie für einen 
großen Schaden bringen, die Armen würden nicht leben können, die Steuern 
würden nicht ganz aufgebracht werden können, und man müßte zu ſtrengen 
Mitteln greifen. Die Exckutions-Maßregeln haben immer das Herz traurig 
berührt, dies gebe ich Ihnen zu bedenken. Wenn die Theuerung lange an⸗ 
halten ſollte, ſo wird ſie auch nachtheilig auf die Staats-Einkünfte einwirken. 
(Getrommel.) 

Eine Stimme (vom Platz): Die Vorträge dauern zu lange, das 
kann zu nichts führen, wir verſäumen dadurch zu viel Zeit. (Unruhe in det 
Verſammlung) B Heng 

Landtags-Marſchall: Es iſt von mehreren Seiten der Ruf zur 
Abſtimmung laut geworden, ich werde daher die Frage zur Abſtimmung brin⸗ 
gen müſſen: ob die Diskuſſion geſchloſſen werden ſoll? charge 

Abg. Mocwes: Ich erlaube mir, zu bemerken, daß die Sache viel 
zu wichtig iſt, als daß irgend Einem in der Verſammlung das Wort ge⸗ 
nommen werden könnte. Der Gegenſtand iſt auch noch nicht erſchöpft genug, 
um ſich vollſtändig daraus zu informiren. ur 54 
6 Abg. Raaſch: Ich habe mich bis zum heutigen Tage zurückgehalten, 
die Verſammlung zu ermüden; aber jetzt ruft mich das Herz heraus. Es iſt 
bei Berathung der uns vorliegenden Frage: ob exceptionelle Maßregel gera⸗ 
then werden ſoll, der Zweifel hervorgehoben worden, ob eine wirkliche Noth 
oder eine künſtliche Theurung vorhanden ſei. Ich glaube, meine Herren, es 
iſt Beides vorhanden. Ich gehöre einer Provinz an, die ſeit langen Jahren 
zum erſtenmal in der Lage iſt, von Getreidenoth zu ſprechen, und zwar Sach⸗ 
ſen, mitten in dem Diſtrikte, der in der Kornkammer liegt, und aus dieſem 
Diſtritte, im Reg.-Bez. Merſeburg, gehen täglich die betrübendſten Nachrich⸗ 
ten ein, daß die Noth in großem Maße dort vorhanden ſei. Ich kann ver⸗ 
ſichern, daß in meiner Gegend ſich die Noth dadurch als wahr herausgeſtellt 
hat, daß auf den Böden mit Bewilligung der Eigenthümer Unterſuchungen 
angeſtellt ſind, ob dort etwa Vorräthe zurückgehalten werden, und es hat ſich 
gefunden, daß dies nicht der Fall war. Es ift alſo wirkliche Noth vorhan⸗ 
den, eben fo aber auch erkünſtelte Theurung, denn die Anfuühr iſt an einem 
Tage wie am anderen, und jeder Preis wird gewährt, aber die Bauern bin⸗ 
den ihre Säcke nicht einmal auf, um den Bürgern für Geld zu geben, was 
ſie brauchen. Daß auch Noth vorhanden iſt, zeigt ſich dadurch, daß, wäh⸗ 
rend früher gewöhnlich in meiner Gegend die mittleren Gutsbeſitzer und Ei⸗ 
genthümer von Bauergrundſtücken mit ihren 8 bis 12 Scheffeln Getreide, die 
ſie in dem Jahre mehr erbau: hatten, als ſie bedurften, zu Markte kamen, 
müſſen fie jetzt dieſe 9 bis 10 Scheffel zurückhalten, weil ihre Vorräthe für 
ihren eigenen Haushalt nicht reichen und ſie genöthigt find, ſelbſt Getreide 
zu kaufen. Dadurch entftcht die Noth. Ich habe mich nothgedrungen an die 
Herren Miniſter wenden müſſen, um für den Augenblick zu helfen und nicht 


Unruhen emporkommen zu laſſen, die zu beſchwichtigen find durch künſtliche 


Mittel, als: Aufkauf und Vertheilung, aber es iſt mir noch nicht gelungen. 


552 j 


Die Maßregel, die das Gouvernement getroffen hat, nämlich den Erlaß der 
Steuer, halte ich für eine Maßregel von Bedeutung, denn ſie zeigt, daß 
man helfen will, und beſchwichtigt die Gemüther. Alle exceptionellen Maß⸗ 
regeln, alle Ausfuhl⸗Verbote find. mir zuwider, ich liebe die Freiheit, aber 
wo es die Nolh gilt, da iſt es nothwendig, auch nach etwas zu greifen, was 
man nicht wünſcht, und hier iſt es nicht der eigene Wille, dieſe Maßregel 
gebietet, ſondern er wird hervorgerufen durch die Reciprozität. Die Nachbar⸗ 
ſtaaten haben ſich uns verſchloſſen, aus den Nachbarländern können wir keine 
Einfuhr erhalten, wenn wir die Ausfuhr verbieten. Ich ſtimme für das Aus⸗ 
fuhr⸗Verbot des einen fo wie des anderen Gegenſtandes. 

Abg. v. Heyden: Ich würde Ihre Aufmerkſamkeit nicht nach einer ſo lan⸗ 
gen Debatte in Anſpruch zu nehmen wagen, wenn ich nicht eine Aeußerung 
vernommen hätte, die mich dazu veranlaßt. Wir haben Grundſätze über den 
Verkehr und den Handel ausſprechen hören, die alle diejenigen, welche ihn 
kennen, auf das tiefſte betrüben müſſen. Ich habe ſelbſt von dem Königl. 
Herrn Kommiſſar Anſichten in Beziehung auf Hamburg ausſprechen hören, 
die meiner Meinung nach zu dem entgegengeſetzten Reſultate führen müßten. 
Wenn von Hamburg aus Kartoffeln gekauft ſind, ſo ſind dieſe Hamburger 
Eigenthum geworden, und gs iſt kein Motiv vorhanden, daß ſie für Andere 
verwendet werden; ich kann mich einem ſolchen Vorſchlage daher nicht an⸗ 
ſchließen und nicht dazu ſtimmen, durch ſolche Geſetze ausnahmsweiſe die in 
Rede ſtehenden Noth⸗Zuſtände zu beſeitigen. Das Eigenthumsrecht iſt das 
heiligſte, und dies darf auf ſolche Weiſe nicht verletzt werden. Der Zweck 
dazu iſt angegeben worden, als derjenige, um hungernde Menſchen zu ernäh⸗ 
ren; es giebt aber unſtreitig noch mehr Nahrungsmittel, als Kartoffeln, und 
wenn die Gewohnheit ſie zum Hauptnahrungsmittel gemacht hat, ſo iſt kein 
Grund vorhanden, deshalb das Eigenthumsrecht zu verletzen. Wenn überdies 
die Kartoffeln einen fo hohen Preis erreicht haben, daß er ihrem Nahrungs- 
gehalte nicht mehr entſpricht, ſo müßte dies zu der Belehrung führen, dahin 
zu ſtreben, daß die Menſchen ſich zu Nahrungsmitteln anderer Art wen- 
den, Roggen und (Unruhe in der Verſammlung.) Ich erlaube mir 
auf dieſe Unterbrechung folgende Vemerkung zu machen: Kartoffeln und Rog⸗ 
gen haben in beſtimmten Verhältniſſen ihre Nährkraft, welche in Geld aus⸗ 
gedrückt werden kann, und zwar iſt das Verhältniß des Nahrungswerthes des 
Roggens zu Kartoffeln gleich 100 zu 25 oder wie 1 zu 4; wenn ſie aber 
heute den halben Werth des Roggens erhalten haben, ſo liegt dies darin, 
daß die unteren Klaſſen mehr daran gewöhnt ſind, als an andere Nahrungs⸗ 
mittel; wir wollen aber deshalb die Freiheit des Handels und des Eigen⸗ 
thumsrechts nicht durch Ausnahmegeſetze beſchränken, ſondern es dem freien 
Verkehr überlaſſen, die Mittel zur Abhülfe zu bringen. Ich muß mich des⸗ 
halb gegen das Ausfuhr⸗Verbot erklären. 

Abg. Jebens: Meine Herren! Ich erkläre mich von vornherein, es 
als eine zweckmäßige Maßregel anzuerkennen, wenn die Kartoffel-Ausfuhr vers 
boten iſt, und ich habe in dieſer Beziehung nichts weiter zu ſprechen, aber in 
Beziehung auf die Getreide- Ausfuhr muß ich auf eine Verſion aufmerkſam 
machen. Abgeſehen davon, daß dies eine Lebensfrage für die Oſtſee-Provin⸗ 
zen ſein würde, ſo ſteht es nicht in unſerem Wirkungskreiſe. Wir können 
berechnen, welche Zufuhr wir von Polen zu gewärtigen haben, dort ift die 
Ausfuhr nicht verboten; wohl wiſſen wir aber in Danzig, daß 30— 40,000 
Laſt Weizen von Polen die Weichſel herunterkommen werden; wird das Aus⸗ 
fuhr⸗Verbot auf Getreide gelegt, fo würden dieſe 30—40,000 Laſt ſogleich 
nach Riga u. ſ. w. dirigirt werden, wir ſchneiden uns alſo ſelbſt die Zufuhr 
ab, wenn wir die Einfuhr verbicten. Das Kartoffel-Ausfuhr-Verbot würde 
an der Zeit ſein, ich halte es auch für moraliſch gut; aber bedenken Sie, 
meine Herren, die Nachtheile, wenn Sie auch die Ausfuhr von Getreide ver— 
bieten. Königsberg weiß eben 
hat, die ihm durch das Verbot entgehen würden, 
ins eigene Fleiſch. 

Abg. Müller aus Wegeleben: Meine Herren! Seit September vori⸗ 
gen Jahres ſind aus unſerer Gegend mindeſtens 10,000 Wiſpel Kartoffeln 
gegangen; ich habe Nachrichten von Hauſe, daß es dort noch nicht aufhört, 
nach Braunſchweig und Hannover Getreide auszuführen; es wird dort jeder 
Preis rei Ich kann mich nur in jeder Hinſicht für das Ausfuhrverbot 
ausſprechen. 

Abe, Diergardt: Der von verſchiedenen Rednern ausgeſprochenen An- 
ſicht, daß der moraliſche Einfluß der vorgeſchlagenen Maßregel Hauptſache fei, 
ſtimme ich bei, und ich ſtimme um fo mehr für den Vorſchlag der Abtheilung, 
da die Ausführung derſelben ſich in der Rhein-Provinz ſehr gut bewährt hat. 
Ich habe geglaubt, dieſe Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen zu dürfen, 
ohne darauf aufmerkſam zu machen, daß von der Finanz-Verwaltung ſtreng 
darauf geſehen werden möge, daß ein Ausfuhrverbot, wenn es einmal gege— 
ben iſt, nicht umgangen werde. Ich bewohne einen Grenzbezirk, wo die 
Maßregel den freudigſten Eindruck gemacht hat, indem die Kartoffeln ſonſt 
nach Holland ausgeführt worden wären; es hat uns aber ſchmerzlich berührt, 
daß die Zoll-Behörden nicht ſcharf genug darüber gewacht haben, daß die 
Anſichten des Gouvernements befolgt worden find. Ich erlaube mir daher 
die Bitte auszusprechen, daß für die Folge ſtreng über die Ausführung die⸗ 
fer Maßregel gewacht werden möge. Ich halte es in jetziger Zeit um jo nö⸗ 
thiger, Alles, was man thun will, ganz zu thun. Wir haben namentlich in 
unſerem Difteitte, wo 14,000 Seelen auf die Quadratmeile gehen, noch 
mit der Noth der Arbeiter zu kämpfen, die viel ſchlimmer iſt, als die Noth 
der Kartoffeln und des Getreides. Ich ſelbſt ſtehe an der Spitze eines Eta⸗ 
bliſſements, welches eine nicht unbedeutende Anzahl von Arbeitern beſchäftigt. 
Es iſt mir bis jetzt noch möglich geweſen, meine Leute zu beſchäftigen; die 
Opfer, die ich dafür gebracht habe, will ich hier nicht erwähnen, von ver⸗ 
ſchiedeneu meiner Landsleute ſind ſie gekannt: aber das ſind Ausnahmen. 
Die Berichte, die ich mit der letzten Poſt von dort her erhalten habe, ſind 
höchſt betrübender Natur. Fa auf Fallimente kommen vor, eine Menge 
Fabriken find genöthigt, ihke Werkſtätten zu ſchließen. Wir, die wir in dem 
Grenz⸗Diſtrikte wohnen, können ſtolz darauf ſein, daß unſere arbeitende 
Klaſſe die Nolh mit einer Ergebung trägt, die nicht oft vorkommen dürfte. 
Wir haben geſehen, welche Ereigniſſe in Frankreich und Belgien in Folge 
des Nothſtandes ſtattgefunden haben, unſere Gegend iſt nicht weit davon ent⸗ 
fernt, aber dennoch hat ſich nicht die geringſte Spur von Unordnungen da⸗ 
ſelbſt gezeigt. Ich glaube, daß dieſe Ergebung Berückſichtigung verdient, 


wir ſchneiden alſo dadurch 


fo gut, daß es 15—20,000 Laſt zu erwarten 


und mache darauf aufmerkſam, daß lohnende Arbeit der Ruf i ei 
lauter wird; für ſolche zu ſorgen, iſt die ſchöne Aufgabe der eo 
tung, und deshalb erlaube ich mir, die Bitte auszuſprechen, daß in einer 
ſolchen beſchleunigten Weiſe, wie der vorliegende Gegenſtand zur Sprache ge⸗ 
hie u a 105 Arbeiternoth berathen werden möge. f 75 
£ eneral⸗Direktor der Steuern W. G. O. Finanz Rath Kühne: 
über das, was der Redner, der eben Eren iu, Faber bir ee 
Grenz-Beſetzung geäußert hat, will ich mir erlauben, einige Worte zu erwie⸗ 
dern. Es hat mir zufällig heute früh der offizielle Bericht des Prov.⸗Steuer⸗ 
Direktors in Köln vorgelegen, worin ſich derſelbe über den Schleichhandel des 
legten Vierteljahres äußert. Er drückt ſich dahin aus, daß der Schmuggel 
an der Belgiſchen Grenze in Betreff der Kartoffel⸗Aus fuhr überall nur ſehr 
gering ſei und von Verletzung des Verbots der Kartoffel- Ausfuhr ſich dort 
keine merkliche Spur gezeigt habe. Daß nicht hin und wieder ein Sack Kar⸗ 
toffeln über die Grenze gehen mag, will ich nicht behaupten, aber ich will 
auf den Redner ſelbſt provoziren, ob er es in der Gegend, RR feine Güter 
liegen, möglich hält, dies zu verhindern. Es würde ſich in dieſem Fall dar⸗ 
um handeln, jeden Dorfweg zu beſetzen; dadurch würden aber die Koſten leicht 
größer werden, als die durch das Sperren dieſer Gegend zu erzielenden Vor⸗ 
theile ſind. (Der Abgeordnete Milde erhält das Wort, verzichtet aber darauf. ) 
Abg. Diergardt (außerhalb der Redner-Tribüne, zu welchen er, da 
er außer der Reihe das Wort verlangt hatte, vom Herrn Landtags-Marſchall 
nicht zugelaſſen worden war): Ich habe mit großem Vergnügen ſo eben ver— 
nommen, daß nach einem ofſiziellen Bericht der von mir angeregte Uebelſtand 
in Betreff der Umgehung des Ausfuhr-Verbots unbedeutend if. Ich bin weit 
entfernt, irgend eine Behörde hier anklagen zu wollen; ich habe mir nur er⸗ 
laubt, darauf hinzudeuten, daß die Unterbeamten angewieſen werden mögen 
gut Wache zu halten, damit die Vorſchriſten der hohen Zollbehörde pünkllich 
befolgt werden. Wir haben noch vor kurzem entgegengeſetzte Fälle bei Aus⸗ 
fuhr des Weizens gehabt, und die öffentlichen Blätter haben‘ auch ſchon dar⸗ 
über berichtet, daß Weizen, der nach Frankreich beſtimmt war, bis zur Bel- 
giſchen Grenze ging und dort zu Lande nach dem Rhein verladen wurde, um 
nach Frankreich geſchafft zu werden. Aehnliche Manöver ſind an der Hollän⸗ 
dischen Grenze gemacht worden; die mit Weizen beladenen Schiffe wurden 
nach Lobith, dem Grenzplatze Hollands, geführt; dort angekommen, wurden 
= 205 a er erg. und gingen dann nach Frankreich. Ich glaube 
L gs ⸗ eordneter verpflichtet zu ſei glei ä 
ner bg — pflichtet zu ſein, auf dergleichen Uebelſtände 
Abg. Milde: Ich wollte mir nur erlauben, ganz im Allgemei = 
zuſprechen, daß auch ich mich für das Ausfahrverbol in Being auf Kar- 
toffeln erklären werde, und wollte in zwei Worten auf die Bemerkung des 
Herrn Landtags-Kommiſſars antworten, in welcher geſagt worden iſt, daß in 
der neueſten und letzten Zeit vorzugsweiſe ein plötzliches Steigen der Preiſe 
in den mittleren Provinzen ſich bemerkbar gemacht habe. So weit mir Nach⸗ 
richten darüber zugekommen ſind, ſo mag dies ſeinen Grund darin haben 
daß man namentlich in England die Befürchtung ausgeſprochen hat, daß for 
wohl in Amerita als in Europa nicht Serealien genug vorhanden feien, um 
die Vienſchen bis Auguſt oder September zu erhalten. Aus dieſem Grunde 
ſcheint die Speculation neuerdings auf die Cerealien ſich geworfen zu haben 
und ich würde deshalb, wenn es ſich um die Abſtimmung handelt dafüt 
ſtimmen, daß die Cerealien dem Ausfuhr-Verbote unterworfen werden, und 
zwar deswegen, weil, wenn es nicht geſchieht und die Cerealien aus dem 
Lande hinausgehen, wir bedeutende Preiſe und zwar von ſolcher Höhe be— 
kommen, die zu den Mitteln nicht im Verhältniß ſtehen, welche unſeren Ge⸗ 
werbtreibenden und den ärmeren Leuten zu Gebote ſind. Ich werde daher 


im Prinzip dafür ſtimmen, daß die Ausfuhr verboten werde, und werde in 


dem zweiten Falle ebenfalls beitreten. 

Abg. Moewes: Vielfach iſt an dieſer Stelle von künſtlichem Mangel 
oder natürlicher Noth die Rede geweſen. In beiden Beziehungen mögen die 
geehrten Redner Recht haben. An dem einen Orte wird die Noth auf na⸗ 


türlichem, an dem anderen auf künſtlichem Wege durch geſtiegene Preiſe ge⸗ 


worden ſein. Es kommt darauf an, Abhülfe in beiden Beziehungen zu dafs 
fen, und ich glaube, daß die geſetzlichen Vorſchriften, u 100 1 
ſchon die Beſtinmungen dafür enthalten. In dem Allgemeinen Landrechte 
iſt über das Kaufs⸗ und Verkaufsrecht in den erſten Paragraphen geſagt, daß 
bei Getreidemangel der Staat berechtigt ſei, den Inhaber von großen Vor⸗ 
räthen zu nöthigen, ſeine Vorräthe zum Verkauf zu bringen. In einem an⸗ 
deren Abſchnitte des Allg. Landrechts iſt das Zurückhalten von Vorräthen und 
die Verheimlichung derſelben mit Strafe belegt. Eben fo iſt es auch mit der 
Vorkäuferei. Inſofern die Noth durch; künstliche Theuerung entſtand, ſcheint 
es daher am zweckmäßigſten zu ſein, die geſetzlichen Vorſchriften zur Anwen⸗ 
dung zu bringen, und ich bin der Meinung, daß, wenn dies geſchieht und 
mit Strenge durchgeführt wird, die Ausfuhr ſich von ſelbſt verbietet, an dem 
einen Orte mehr, an dem anderen weniger. 

Abg. Schlattel: Ich werde Sie nicht lange aufhalten, verehrteſte 
Verſammlung. Ich habe nur ein Partikelchen zu der Abhülfe der Armen 
beizutragen. Vielleicht gelingt es, vielleicht habe ich Ihren Beifall. Es wäre 
herrlich, wenn es eingeführt würde. In meinem langen Leben, vor vielen 
Jahren — ich werde 78 Jahre alt, meine Herren — erfuhr ich einſt, daß 
der große Miniſter Pitt in England folgende Maßregel ausführte, als das 
Volk in Verzweiflung war und in ganz England hungerte. Da fiel es ihm 
ein, und er machte Verſuche und gebot durch das gauze Land, man ſolle zur 
Verlängerung des Brodtes darauf halten und durch Staats-Verfügung das 
anordnen, daß daſſelbe immer vierzehn Tage alt werden müßte, bevor es ge- 
noſſen würde. Es war zwar keine ſchmackhafte Staats-Mafregel, aber ſie half, 
und der ganze Ausfall der Aerndte für ganz England wurde durch dieſes 
Mittel gedeckt. Ich bin ein Familienvater, ich habe daſſelbe Mittel in Erin⸗ 
nerung an dieſen großen Mann angewendet, und ich kann Ihnen allſeitig 
verſichern, daß es herrlich iſt. In den Gegenden, wo man das ſchwarze 
Brodt genießt und es vierzehn Tage im Keller aufbewahrt, wird es herrlich 
ſchmackhaft und ſehr gut. Uebrigens muß ich gegen das Verbot der Ausfüh⸗ 
rung von meiner Seite fimmen; denn was wir durch unſeren Beſchluß in 
Bezug auf das Ausfuhrverbot heute einem Staate verſagen, das verſagt uns 
morgen jener Staat. 10 . 

Abg. v. Scholten: Ich war erſt der Anſicht, meine Herren, daß das 
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Kartoffel⸗Ausführverbot zu ſpät kommen werde, indem das, was von vielen 
D W 5 richtig iſt, daß der Zeitpunkt kaum mehr da 
ſein dürfte, der früher dafür geſprochen hätte, wenn es damals ins Leben 
getreten wäre. Da aber heute noch Fälle angeführt worden find, die noch 
für eine ſolche Maßregel ſprechen, ſo bin ich der Meinung, daß wir nicht 
einen Augenblick zögern dürfen, eine ſolche Verfügung zu beantragen. Es 
iſt geſagt worden, daß noch bedeutende Vorräthe im Lande ſind, und daß 
dieſe zum Verkaufe kommen würden, wenn die gehörigen Mittel angewendet 
werden. Darum muß ich ſagen, daß ich, wie ich den Vorſchlag verſtanden 
habe, indem er für einzelne Provinzen berechnet if, unbedingt mich dafür er⸗ 
klären würde und ich nur bedaure, daß die Mafregel nicht ſchon früher aus⸗ 
geführt worden iſt. Es wurde uns geſagt, daß ſie nicht auf geſetzlichem Wege 
ausgeführt zu werden brauche, ſondern auf dem Wege der Adminiſtration 
ausgeführt werden könne, am Rheine ſchon ausgeführt ſei, und es iſt dieſe 
Maßregel von allen Abgeordneten vom Rheine nicht tadelnd, ſondern aner- 
kennend erwähnt worden. Ich muß daher bemerken, daß ich nur zu bedauern 
habe, daß von den hohen Beamten der Krone dieſe Maßregel nicht früher 
ausgeführt worden iſt. Ich ſpreche dies hier aus in eben dem Vertrauen, 
daß allerdings die Abſicht der Königlichen hohen Beamten vorhanden iſt, das 
Veſte des Volkes zu fördern, bekenne aber auch, daß öfter Verſäumniſſe bei 
Maßregeln ftattfinden, die, früher ausgeführt, zum Segen des Landes hät⸗ 
ten ungemein wirken können. So höre ich, daß die Ausfuhr am Rheine be⸗ 
reits unterſagt iſt Das wäre, hätte man es auch hier ausgeführt, ſegens⸗ 
reich geweſen. Heute haben andere Staaten zu großen Summen aufgekauft, 
und es wird wenig zu erlangen ſein Früher hätte die Maßregel ſehr wohl- 
thätig ſein können, ſie iſt aber nicht früher ergriffen worden, man hatte die 
Zuſtände nicht richtig erkannt. Das, was ich für gut erkenne, erkenne ich 
vollſtändig an, ich ſpreche aber auch eben ſo den Tadel öffentlich aus. In 
der Provinz, welcher ich angehöre, ſind die Beſtände, die gelagert haben, an 
Spekulanten verkauft worden, während es höchſt ſegensreich für das Land 
wäre, wenn ſie noch da ſein würden. Das geſchah aber, weil man nicht 
gründlich nachforſchte, weil man nicht Vertrauen zu denen hatte, die voraus— 
ſagten, wie die Noth ſich herausſtellen würde. 

Landtags-Kommiffar: Das Gouvernement iſt getadelt worden, daß 
daſſelbe diejenige Maßregel, zu der daſſelbe jetzt ſeine Zuſtimmung zu geben 
ſich bereit erklärt, nicht früher ergriffen, daß nicht, wie am Rheine, ſo auch 
hier, das Kartoffelausfuhrverbot längſt ſtattgefunden habe. Ich muß mich im 
Namen des Gouvernements hierüber rechtfertigen. Am Rheine und in Weſt⸗ 
phalen hatte im Jahre 1845. eine Mißärndte der Kartoffeln ſtattgefunden; 
nur wenige Gegenden hatten eine Mittelärndte. Die Rheinprovinz wird be⸗ 
kanntlich von einem Strome durchfloſſen, auf welchem ein unglaublich lebhaf⸗ 
ter Verkehr iſt. Holland, Belgien und Irland hatten eine totale Mißärndte 
an Kartoffeln, und fo warfen ſich die Spekulanten auf die wenigen Gegen⸗ 
den des Rheins, welche noch Kartoffeln hatten, um dieſe mit großer Schnel⸗ 
ligkeit auf dem Rhein na Holland, Belgien und Irland zu entführen. Da 
ſprach ſich in den weſtlichen Provinzen entſchieden und allgemein der Wunſch 
aus, das Gouvernement möge ſchnell dafür ſorgen, daß die wenigen Lebens⸗ 
mittel der Provinz erhalten würden; das Gouvernement kam dieſem Wun⸗ 
{he entgegen, und die Maßregel iſt von den Provinzen dankbar anerkannt 
worden Daſſelbe Verhältniß fand damals in den öftlihen Provinzen nicht 
ſtatt. Es find von daher keine Anträge auf ein Ausfuhrverbot der Kartoffeln 
an uns gelangt. Die Kartoffelpreiſe hielten ſich lange in mäßiger Höhe; wir 
haben gehört, daß die Ausfuhr in ſehr geringer Menge flattgefunden hat, und 
das Gouvernement wird daher kein gerechter Tadel treffen, wenn es eine die 
Freiheit des Verkehrs beſchränkende Maßregel nicht voreilig beſchloß. Wenn 
es ſich jetzt bereit erklärt, darauf einzugehen, fo find andere Verhältniſſe ein⸗ 
getreten. Es lag keine Veranlaſſung vor, anzunehmen, daß in den mittleren 
Provinzen Mangel an Lebensmitteln eintreten werde. Die Provinzialbehörden 
haben keine darauf bezüglichen Indizien gemeldet, vielmehr ausgeſprochen, daß 
der nothwendige Bedarf wahrſcheinlich gedeckt ſein werde. Wenn aber ein 
Mitglied der geehrten Verſammlung dem Gouvernement die Aufgabe geſtellt 
hat, rechtzeitig ganz genaue Ermittelungen einzuziehen, ob hinreichende Le- 
bensmittel in den verſchiedenen Landestheilen vorhanden ſeien oder nicht, fo 
muß ich dem entgegnen, daß eine ſolche Maßregel unausführbar iſt. Es wird 
vielfältig über Zuvielregieren geklagt; — wenn wir uns aber darauf einlaſ— 
ſen 1 zu ermitteln, wie viel jeder Landwirth produzirt, wie viel er kon⸗ 
a viel er auf den Markt bringt, wie viel die Nichtproduzirenden 
an Vereins tand Früchten gebrauchen, wie viel ins Ausland, in dieſes und je- 
ließen, ſo würd ausgeführt wird, wenn wir uns auf dieſe Ermittelung ein⸗ 

/ kei en wir den Vorwurf des Zuvielregierens gewiß verdienen und 
doch Du nem oder zu einem falſchen Reſultate gelangen. Deshalb kann das 
Miniſterium nur an Indizien ſich halten, dieſe ſind aber nicht vorhanden ge⸗ 
weſen, fie ſind erſt ſeit wenigen Tagen hervorgetreten, ich wiederhole es, fie 
find erſt ſeit wenigen Tagen hervorgetreten, und deshalb, weil fie hervor- 


getreten ſind, erkennt das Miniſterium die Nothwendigkeit ſchleuniger Hülfe 


an und wird, wenn ein Ausfuhrverbot beantragt, ſolches Sr. Majeſtät vor⸗ 
ſchlagen. Den Vorwurf aber, dieſe Maßregel nicht früher ergriffen zu haben, 
müffen wir ablehnen. Wenn uns ferner ein Vorwurf wegen Verabſäumung 
der zollfreien Einfuhr des Reiſes gemacht wird, ſo muß ich erwiedern, daß 
eit einer geraumen Zeit Maßregeln von ziemlicher Bedeutung zur außeror⸗ 
Minen, Beschaffung von Lebensmitteln getroffen worden ſind, daß aber das 
iniftertum großen Werth darauf gelegt hat, dieſe Maßregeln geheim zu 
halten. Es iſt eine bekannte Sache, daß alle Kräfte des Staates nicht hinrei⸗ 
chen würden, um eine Verſorgung der ganzen Monarchie auch nur auf kurze 
Zeit herbeizuführen. Eben fo bekannt iſt es, daß derartige Maßregeln des 
Staats, wenn ſie bekannt werden, die Prival⸗Spekulation mehr oder weniger 
lähmen. So wurde noch auf einem Provinzial⸗Landtage vor wenigen Jahr 
m Provinz gen Jahren 
dem Gouvernement der Vorwurf gemacht, daß es durch Ueberweiſung von 
Feſtungs⸗Approviſions-Vorräthen die Privat⸗Spekulation beeinträchtigt habe 
arum haben wir es uns zur Pflicht gemacht, dieſe Maßregel fo geheim zu 
halten, als möglich, damit man ſich nicht darauf verlaſſe und die fo nöthige 
elbſthülfe verabſäume. Endlich muß ich noch auf einen dritten Vorwurf zurück 
ommen, den nämlich, daß wirklich mit dem Ertrage des Erlaſſes an Mahl⸗ 
und Klaſſenſteuer Großes hätte gewirkt werden können. - 


Für eine Million Thaler hätten höchſtens 400,000 Scheffel Roggen ge- 


als Erfolg heute haben können. 


kauft werden können, und dieſe würden etwa zwei Pfunde Brodt auf den 
Kopf der ganzen Bevölkerung gegeben, alſo dieſelbe höchſtens auf zwei Tage 
verforgt haben. Ich frage, was damit Materielles gewirkt ſei? Ein mora⸗ 
liſcher Eindruck könnte dadurch allerdings hervorgerufen und eine Herabdrük⸗ 
kung der Preiſe an dieſem oder jenem Platz erreicht werden; dagegen bitte 
ich aber auch zu erwägen, daß, während man die Privat⸗Spekulationen durch 
ſolche Operationen lähmt, gerade ſo gut auch die entgegengeſetzte Wirkung 
eintreten kann. Auch der Mahl-Steuer muß ich noch mit einigen Worten 
erwähnen. Es iſt ſchon bemerkt worden, daß die Abſchaffung der hohen Mahl⸗ 
Steuer auf den Weizen die Conſumtion deſſelben in den großen Städten we⸗ 
ſentlich vermehren und ſomit zugleich auf den Preis des Roggens vortheilhaft 
einwirken muß. Ueberdies iſt die völlige Freiheit der Einbringung des Land⸗ 
Brodtes von großer Wichtigkeit für die Verſorgung der Städte. Alſo auch 
in dieſer Beziehung iſt wohl erwogen worden, daß die Abſchaffung der Mahl⸗ 
ſteuer für große Städte, deren Verſorgung in Zeiten der Noth am ſchwierig⸗ 
ſten iſt, eine weſentliche Erleichterung geweſen. Dieſer Meinung ſind wir 
noch heute, mag auch das Gouvernement deshalb getadelt werden. Die Ar⸗ 
men werden die Wohlthat dankend anerkennen. (Lebhafter Beifallsruf und 
Stimmen: Keinen Tadel.) f 

Abg. Siegfried: Ohne Vorrede wünſche ich ein paar Worte über 
die eine Frage zu ſprechen, die eigentlich noch wenig behandelt worden iſt. 
Noth iſt da, Roggen und Kartoffeln ſind theuer. Noth iſt da, weil die Le⸗ 
bensmittel fehlen oder fehlen könnten; Noth iſt auch da, weil die Lebensmit⸗ 
tel, welche da ſind, nicht bezahlt werden können. Die erſte Frage liegt hier 
vor, die Lebensmittel zu konſerviren, welche wir haben, fie nicht durch Aus⸗ 
fuhr mindern zu laſſen. Der Herr Finanz- Minifter hat, wenn ich richtig 
verſtanden habe, geſagt, wir haben guten Export, auch Import. Der Im⸗ 
port iſt bedeutender als der Export, ein Zuſtand, welcher, wenn wir ihn be⸗ 
halten, keine Maßregel heute von uns fordert. Es iſt bedenklich, ob er ſich 
erhalten wird. Für den Roggen, vermuthe ich, wird fi der Zuſtand erhal⸗ 
ten. Das mag wohl maßgebend für die Kommiſſton geweſen ſein, vorzu⸗ 
ſchlagen, daß der Roggen exportirt werden dürfe. Mit den Kartoffeln iſt es 
eine andere Frage. Sie dürften vielleicht nicht fo importirt werden und die 
Verhältniſſe da anders ſtehen. Aber, meine Herren, die Kartoffel iſt ein Ge⸗ 
genſtand, der nur 14 Tage oder kurze Zeit berühren kann. Eine Maßregel, 
die Kartoffeln betreffend, würde nach meinem Dafürhalten mehr Bewegung 
Heute. Es handelt ſich um eine Präven⸗ 
tiv⸗Maßregel, eine materielle Frage, eine Handels-Frage liegt vor. Die 
Meinung iſt das Motiv, von dem dieſe Frage in ihrer Waage bewegt wird. 
Ich halte dafür, wenn eine Ausnahme-Maßregel eintritt, die ſie nicht ganz 
im Erfolge beherrſchen kann, daß ſie diejenige Meinung, die Schaden bringt, 
vergrößern wird. Es wird ſich bis zum Wucher bei uns ſteigern, der heute 
wohl noch wenig oder noch gar nicht da iſt. Ich ſtimme dafür, daß für jetzt 
der freie Verkehr bleibe, ſo lange der Zuſtand ein ſolcher iſt, wie wir ihn 
heute kennen und ihn ſchildern gehört haben. 

Abg. Dorenberg: Meine hochgeehrte Verſammlung, ich werde es ganz 
kurz machen. Ich bin ein Landmann, gehöre dem Bauernſtande an und will 
nur kurz meine Erfahrungen vorbringen, weil ich einige Tage zu Hauſe ge⸗ 
weſen bin. Ich lebe in einer Gegend, wo ich nicht geglaubt hätte, daß Man⸗ 
gel eintreten würde, und muß leider geſtehen, daß weder die Kommune-Be⸗ 
amten noch die Behörden ſich vorgeſtellt haben, daß ein ſolcher Mangel ein⸗ 
treten würde. Auf dem Lande wird es keine Gefahr haben, denn da hilft 
Einer dem Anderen durch, aber in der Nähe einer großen Stadt iſt es ſchlim⸗ 
mer. So iſt es z. B. mit Halle, welches 30,000 Einwohner hat. Dort 
wurde geſagt, wenn die Schifffahrt aufgeht, wird Getreide kommen, und die 
Preiſe werden heruntergehen. Nun liegt Halle, ſeiner Lage nach, in einer 
Gegend, wo Alles auf Getreide wartet. Das ankommende Getreide wird fo= 
gleich aufgekauft, und ſo wird es der Stadt entnommen. Ich wollte nun 
die dringendſte Bitte an den Landtag richten, ein Verbot der Ausfuhr von 
Kartoffeln ergehen zu laſſen. Ich habe die Stimmung in Halle gehört, 
die von dem hohen Landtage das erwartet. Es erwarten dies ſogar Viele 
hier in der Reſidenz. Ich habe mich unter mittelmäßigen Menſchen, die nicht 
unter den Plebs gehören, befunden und dieſelben Wünſche gehört. Ich will 
hoffen und wünſchen, daß ſich die Sache nicht ſo ſchlimm herausſtellen wird. 

Landtags-Marſchall: Es haben ſich noch 5 Redner gemeldet. So⸗ 
fern die Herren auf das Wort verzichten wollen, könnten wir zur Abſtim⸗ 
mung ſchreiten. 

Eine Stimme (vom Platz): 
gen, Herr Marſchall. g n 

Landtags-Marſchall: Wollen Sie hierher kommen? 

Abg. Tſchocke: Meine geehrte Herren, ich werde Ihre Geduld nicht er⸗ 
müden. Es iſt in Bezug auf das Ausfuhr-Verbot angeführt worden, daß es 
fruchtlos und zugleich nachtheilig, ſchädlich fein werde Das Letztere iſt mir 
aus den vielfachen Anführungen nicht klar, nicht erwieſen worden. In Be⸗ 
zug auf die Fruchtloſigkeit nehme ich an, daß dieſes nur ſo weit gemeint ſein 
kann, als durch die Ausführung des Ausfuhr-Verbotes die Noth nicht ihrem 
ganzen Umfange nach geſtillt werden wird und geſtillt werden kann. Das 
gebe ich gern zu, allein darüber werden Sie, meine hochgeehrten Herren, ein⸗ 
verſtanden ſein, daß wir, wenn wir nicht Allen helfen können, uns in unſe⸗ 
rem Gewiſſen beruhigt finden werden, wenn nur Einige geſättigt werden, und 
wenn wir ſie nicht vollſtändig ſättigen können, ſo werden wir wenigſtens die 
Genugthuung haben, daß wir fie halb geſättigt haben. Es iſt ferner gegen 
das Ausfuhr⸗Verbot angeführt worden, daß es die Freiheit beſchränke. Aber, 
meine Herren, in jedem geſellſchaftlichen Zuſtande kann die Freiheit des Ein⸗ 
zelnen ſich nur fo weit erstrecken, als nicht dadurch die Freiheit der Geſammt⸗ 
heit oder, wie im vorliegenden Falle, die Exiſtenz derſelben in Frage geſtellt 
oder gar zerrüttet wird. Ich glaube daher, daß gerade dieſe Anführung keine 
neue Kraft haben kann. Ja, ich glaube nicht, daß ſich Viele finden werden, 
die einen Vortheil aus der ihnen zuſtehenden Freiheit zum Nachtheile, zum. 
größeren Nachtheile aller Unglücklichen, vieler Hunderttaufende oder Tauſende 
beanſpruchen werden. Dies iſt das, was ich in wenigen Worten anführen 
wollte, und ich erkläre zum Schluß, daß ich für das Ausfuhr⸗Verbot ſtimmen 
werde. a 5 

Abg. Heyer: Meine Herren, über die Frage der geſetzlichen Zuläſſig⸗ 
keit des Ausfuhr⸗Verbotes iſt kein erhebliches Bedenken erhoben worden. Da⸗ 


Ich habe nur ein paar Worte zu ſa⸗ 
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gegen find, über die Fragen, ob hinreichende Gründe zu einem Ausfuhr⸗Ver⸗ 
bote in gegenwärtiger Zeit vorliegen, ob die Noth ſo hoch geſtiegen ſei, daß 


ein Aus fuhr⸗Verbot erfolgen müſſe, und andererſeits, ob ein ſolches Verbot 
dem Zwecke entſprechen werde, die verſchiedenſten Anſichten in der Verſamm⸗ 
lung laut geworden. — Ich finde es ganz natürlich, daß auf dieſem Wege 
die Verſammlung ſich über die Frage nicht wird klar werden können, weil 
die einzelnen Mitglieder nicht auf dem Standpunkte ſtehen, um die Frage er⸗ 
ſchöpfend zu beantworten. Es fehlt den einzelnen Mitgliedern an der Ueber⸗ 
ſicht des Ganzen. Dieſe Ueberſicht können wir nur von dem Gouvernement 
erwarten. Wir haben die Aufklärungen, welche die Räthe der Krone zu ge⸗ 
ben gehabt haben, gehört. Danach müſſen wir annehmen, daß die Noth in 
ſehr hohem Grade und wirklich in einem ſo hohen Grade vorhanden iſt, daß 
ein Ausfuhr⸗Verbot zum Zwecke führen kann und wahrſcheinlich führen wird. 
Dieſer Geſichtlspunkt iſt für mich entſcheidend. Ich glaube, daß es nur die 
Aufgabe der Verſammlung ſein kann, hier einen Akt des Vertrauens zu üben 
und dem Gouvernement die Ausführung einer Maßregel zu erleichtern, die 
der verſchiedenſten Beurtheilung fähig iſt, und aus dieſem Geſichtspunkte glaube 
ich für den Kommiſſions⸗Antrag ſtimmen zu dürfen. (Von verſchiedenen Sei⸗ 
ten ertönt der Ruf zur Abſtimmung.) 

Landtags-Marſchall: Wenn Niemand mehr das Wort verlangt hat. 

Eine Stimme (vom Platz): Ich bitte ums Wort. 

Landtags⸗Marſchall: Ich bitte. 

(Die Stimme vom Platz ſpricht immer weiter.) 

Landtags⸗Marſchall: Ich bitte. — Ich werde die hohe Verſamm⸗ 
lung fragen, ob ſie die Abſtimmung verlangt. Es iſt vielfach darauf ange— 
tragen worden, und ich muß mich natürlich den Wünſchen der hohen Ver⸗ 
ſammlung fügen; für mich würde ich Jeden ſprechen laſſen. Ich frage: 

"ob der Antrag auf Abſtimmung von 24 Mitgliedern uuterſtützt wird. 
(Faſt von allen Mitgliedern unterſtützt.) 

Landtags-Marſchall: Ich werde alſo die von der Abtheilung auf 
geftellte Frage, wie fie hier formulixt iſt, zur Abſtimmung bringen. Der An⸗ 
trag geht dahin, daß Se. Majeſtät gebeten werde, die Ausfuhr der Kartofs 
feln nach den Ländern außerhalb des Zoll⸗Vereins bis nach beendigter Aerndte 
zu verbieten. Ich werde, um die Verſammlung nicht durch Namen -⸗Aufruf 
zu ermüden, durch Aufſtehen und Sitzenbleiben ſtimmen laſſen, um die Zwei⸗ 
drittel zu ermitteln. Um das Zählen möglich zu machen, werde ich die Her⸗ 
ren Ordner bitten, ſich gütigſt umher bemühen zu wollen. Ich habe Stimm⸗ 
zettel machen laſſen, damit die Herren Ordner auf dieſelben ſchreiben, wer 

a und wer Nein geſtimmt hat, a 

Es wird bald geſchehen ſein. Wir wollen wenigſtens den Verſuch machen. 
Eine Stimme (vom Platze): Nach meinem Erachten iſt das Verbot 
der Kartoffel⸗Ausfuhr in der ganzen Monarchie nöthig. 

Eine andere Stimme (ebenfalls vom Platz): 
ich auch unterſtützen. 
Landtags⸗Marſchall: Sie wünſchen alſo, es möge der Antrag auf 
alle Provinzen ausgedehnt werden? 1 
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Dieſen Antrag muß 


(Sehr zahlreich.) 
Verlangt Jemand über das Amendement das Wort? 
Eine Stimme (vom Platz): Ich bitte ums Wort. In dieſem Theile 
des Saales weiß Niemand, worin das Amendement beſtanden hat. a 
Landtags⸗Marſchall: Das Amendement beſteht darin, daß das Ver⸗ 
bot der Kartoffel-Ausfuhr nicht blos für die drei Provinzen, ſondern für die 
ganze Monarchie erbeten werden ſoll. Das iſt das Amendement. 
Sctaats⸗Miniſter v. Düesberg: Ich erlaube mir die Bemerkung, daß 
dieſes Verbot für die weſtlichen Provinzen bereits beſteht. 
Abg. Hanſemann (vom Platz): Ich bemerke, daß der einzige Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Amendement und zwiſchen dem Antrage der Abtheilung darin 
beſteht, daß die Abtheilung es, wie in den übrigen Provinzen, dem Ermeſſen 
des Gouvernements anheimſtellt, während die Bitte auf alle Provinzen gerich⸗ 
tet werden ſoll. Ich wollte nur bemerken, daß die Bitte auf das Verbot der 
Ausfuhr im Ganzen geſtellt worden iſt. Ich ſelbſt ſtimme für den Antrag 
der Abtheilung, weil es am beſten dem Gouvernement überlaſſen wird. 
Landtags-Marſchall: Ich werde zuerſt über das Amendement ab⸗ 
ſtimmen laſſen, und wenn dieſes nicht die mehrſten Stimmen bekommen follte, 
ſo werde ich nachher über den Antrag der Abtheilung ſtimmen laſſen. 
Staats⸗Miniſter v. Düesberg: Ich muß die Bemerkung wiederholen, 
daß das Verbot bereits für die weſtlichen Provinzen beſteht. Es handelt ſich 
alſo nur von den öſtlichen Provinzen. 8 . 
Graf v. Schwerin: Es iſt darüber noch nicht geſprochen worden. 
Landtags⸗Marſchall: Wenn fie darüber ſprechen wollen, ſo bitte 
ich, ſich hierher zu bemühen. 
Graf von Schwerin: Ich glaubte im Intereſſe des Amendements das 
Wort nehmen zu müſſen, da der Abgeordnete aus der Rhein-Provinz her⸗ 
vorhob, daß der Antrag und das Amendement übereinſtimmen. Das ſcheint 
mir aber nicht der Fall. Es ſcheint vielmehr von großer Wichtigkeit zu ſein, 
daß der Landtag ſich ausſpreche, ob er für alle öſtlichen Provinzen einen ſol⸗ 
chen Antrag für nothwendig halte und es nicht in die Beurtheilung der Ober⸗ 
Präſidenten einiger Provinzen ſtellt, ob ſie das Verbot für nöthig halten 
oder nicht. Für die genannten Provinzen wird es für nöthig gehalten wer- 
den, für andere stellt man es den Ober⸗Präſidenten anheim. Ich glaube, es 
iſt kein Unterſchied zu machen. Ich bin für das Amendement. 
Landtags-Marſchall: Der Secretair wird die Frage verleſen, wie 
fie geſtellt werden wird. Wir ſtimmen durch Aufſtehen und Sitzenbleiben, 
und die Zettel dienen nur dazu, daß die Herren Ordner die Güte haben, 
aufzuſchreiben, wie viel geſtanden und wie viel geſeſſen haben Ich werde 
die Frage noch einmal leſen. (Dies geſchleht.) Es iſt dabei vorauszufegen, 
daß das Verbot für Weſtphalen und die Rhein⸗Provinz bereits beſteht. 
Eine Stimme (vom Plage): Es beſteht aber nicht durchgängig. 
Staats⸗Miniſter v. Düesberg: Gegen Hannover beſteht es allerdings 
nicht. Von dieſem Theile iſt aber auch nücht die Rede, 
kh andtags⸗Marſchall: Soll alſe das Verbot auf alle Provinzen 
ausgedehnt (Allgemeines Ja!) und TE Majeſtät der König gebeten werden, 
die Ausfuhr der Kartoffeln bis nach beendigter Aerndte in der ganzen Mo⸗ 


und fie dem Herrn Secretair zu übergeben. 


‚fol. Ich möchte 


narchie zu unterſagen? Alle diejenigen, welche für die Bej i 
. Mas a e nicht zu zahter ee 97 — ed 
eure Majorität. Wir können jetzt zur zweiten Hauptfrage über we 
die Abtheilung aufgeſtellt hat, leit zur zweiten Hauptftage übergeben, wache 
i Abg. v. Leipziger (vom Platze): Es iſt von mehreren Sei 
Antrag gemacht worden, daß die Ausfuhr des e be = 
iſt dies ein Amendement, und da die Noth in der Provinz Sachſen ſehr roß 
iſt, fo würde ich den Antrag unterſtützen und für das Verbot ſtimmen. 3 
unt e gage v das eme de 8e kun 
erſtützt? (Dies geſchie end.) / g Wort über 
Ae e 5 Pr Ui ie Da Wan an den 
Landtags-Kommiſſarius: Das Gouverneme it er⸗ 
klärt, das Ausfuhr⸗Verbot der Kartoffeln Sr. e en e e 
ſchlagen, wenn beide Kurien des Vereinigten Landtages ſich dafür aus ſprechen 
follten. Wir können eine gleiche Zuſicherung in Beziehung auf das Getreide 
keinesweges geben. Es iſt bereits ein wichtiger Unkerſchied angedeutet wor⸗ 
den, der Unterſchied, daß die Getreide-Ausfuhr eine Sache von der höchſten 
Wichtigkeit für die preußiſche Monarchie iſt und es in hohem Grade bedenk⸗ 
lich erſcheint, einen ſolchen Handelszweig vielleicht auf ein Decennium eine 
gefährliche Wunde zu ſchlagen, während die Kartoffel⸗Ausfuhr bis jetzt nie⸗ 
mals ein Gegenſtand von Bedeutung geweſen iſt. Ich muß ferner darauf 
aufmerkſam machen, daß das Verbot der Getreide-Ausfuhr mit der großen 
Gefahr der Retorſion verbunden ſein wird. Ich mache aufmerkſam auf die 
Provinz Sachſen, von welcher der Antrag zuerſt geſtellt worden iſt. In der 
Provinz Sachſen wird die Ausfuhr nur auf der Elbe beſorgt, und gerade in 
dieſem Augenblick erhält Sachſen ſeine Zufuhr einzig auf der Elbe. Ich halte 
ſelbſt wenn man ein partielles Verbot beantragen wollte, dies nicht für un⸗ 
bedenklich. Wir haben jetzt mehr Import von Getreide zu erwarten als Er- 
port, aber keinen Import von Kartoffeln und nur einen zweifelhaften Export 
Deshalb hat ſich das Miniſterium bereit erklärt, das Verbot der Kartoffel- 
Ausfuhr, aber nicht der Getreide-Ausfuhr vorzuſchlagen. Sollte die Verſamm⸗ 
lung den Antrag an des Königs Majeſtät ſtellen, ſo wird es Pflicht ſein 
1 Ir erwägen; 10 kann aber dieſerhalb keine Zuſicherung geben, 
weil Intereſſen vorliegen, welche von der hö 
oe Ab Wersen an nend ien Dee 
enceral- Direktor der Steuern: In Folge 
Landtags-Kommiſſar geäußert hat, bemerke 15 nee Bao 
Provinz Sachſen, daß die großen Klagen über Noth und Mangel und na⸗ 
mentlich über die Ausfuhr, die dort geführt werden, durchaus keine andere 
Ausfuhr in der Hauptſache betreffen, als die, welche nach den Vereins⸗Staa⸗ 
ten geht. Es iſt ganz ungewöhnlich, daß unſer Getreide nach Bayern, Fran⸗ 
ken, Schwaben aus der goldenen Aue hingeht. Mir iſt der Fall wenigfieng 
noch nicht vorgekommen, daß auf einer Achſe Getreide von Nordhauſen bis 
nach Baſel gegangen iſt. Wir können die Zufuhr nicht verbieten. So wie 


das Getreide von Baſel hinausgeht, giebt es einen Ausfuhr⸗Zoll von 25 Pro⸗ 


zent und ſeit wenigen Tagen von 50 Prozent. Wollen wi i 
Verboten FERIEN von unferer Seite, % Wee Sachſen eee 
Böhmen aus, und das Königreich Sachſen, von dem wir uns nicht trennen 
können, kann nicht gezwungen werden, hier zuzuſtimmen. Wir würden von 
Böhmen aus keine Zufuhr mehr zu erwarten haben, während nach dem vor⸗ 
liegenden Berichte im Monat März 13,000 Scheffel Roggen eingegangen 
find. Wollen wir dem Erzgebirge dieſe Zufuhr abſchneiden? Ich bemerke, 
daß, wenn auch auf der Elbe nicht ein Scheffel Roggen ausgegangen und 
4723 Scheffel eingegangen ſind nach einer Notiz, die bis zum Sonnabend 
lautet, wir uns nicht verhehlen wollen, daß im Jahre 1846 über Wittenberge 
allein 386,000 Scheffel Roggen ausgegangen ſind, aber, wohl zu merken, 
darunter 39,000 Scheffel, die zur Wieder-Einfuhr in die Rhein⸗Provinz be- 
ſtimmt geweſen find. Wollen wir daher die Ausfuhr nicht verbieten, damit 
wir im Fall der Noth nicht die Rhein⸗Provinz aushungern, und wenn wir 
dies nicht wollen, welche Kontrollen ſind dann nöthig, um zu verhindern 
daß das Getreide nicht wieder eingeht. Dies erſchwert die Communication 
unter den Provinzen ſo, daß eine ſolche Maßregel, die im wohlmeinendſten 
Sinne vorgeſchlagen iſt, dazu dienen würde, Theurung und Hungersnoth her⸗ 
vorzurufen, das Schlimmſte, wenn man darauf eingehen wollte. Daß man 
die Kartoffel-Ausfuhr verbietet, iſt von geringerer Wichtigkeit. Das Einzige 
was ich dringend zu wünſchen habe, um materiellen Schaden zu vermeiden 
iſt, daß man die kleinen pommerſchen Häfen von dieſer Maßregel frei läßt; 
es können keine Kartoffeln auf die Schiffe geladen werden, wenn ſie nicht zur 
Küſtenfahrt gebracht werden. Soll in den kleinen Häfen Leba, Rügenwalde 
Kontrolle ae Jie ; ſo Fal eh auf ſchlimme Weiſe er⸗ 
wert, daher muß die Maßregel mit größter Vorſicht ausgefü 
Ben fie nicht großen Schaden bringen ſoll. Watch abe med 
Abg. Hanſem ann: Meine Herren, ich erkläre mich gegen ein Verbot 
der Ausfuhr des Getreides; auf der anderen Seite aber mache ich Sie dars 
auf aufmerkſam, daß an der Gränze der Rhein-Provinz und des Zoll⸗Ver⸗ 
eins, — von der Schweiz anfangend bis zur Moſel, — bereits eine Erſchwe⸗ 
rung der Ausfuhr eingetreten iſt, und zwar in der Art, daß ungefähr 25 yet. 
des Werthes als Ausfuhr⸗Zoll erhoben werden. Dieſe Maßregel M nicht auf 
die Gränze von der Moſel bis nach Weſtphalen und weiterhin nach Holland 
zu ausgedehnt worden Die Folge davon iſt nun, daß eine große Menge 
von Weizen, der im Ganzen genommen, in der Rhein- Provinz gut gera⸗ 
then ift, nach Belgien und auch nach Frankreich ausgeführt worden it. 
Obgleich der Zweck der Maßregel geweſen zu ſein ſcheint, den Verkehr mit 
Belgien ganz frei zu laſſen wegen der ſreundſchaftlichen kommerziellen Ver⸗ 
hältniſſe, in welchen der Zollverein mit dieſem Lande in Folge des abgeſchloſ⸗ 
ſenen Handels⸗Tractates ſteht, ſe iſt doch nicht zu verkennen, und es iſt er⸗ 
wieſen, daß auch Weizen nach Frankreich deshalb gegangen iſt, weil dieſe 
Erſchwerung nicht nach der Gränze von Belgien und Holland beſtand. Ich 
ſehe auch nicht, wie das ganz gehindert werden kann, denn es iſt nicht nach⸗ 
zuweiſen, daß das Getreide nach Belgien für innere Conſumtionen dienen 
nun nicht darauf antragen, daß die Verſammlung eine be⸗ 
fimmte Bitte an des Königs Majeſtät dahin ausſpräche, dieſe eben bezeichnete 
Maßregel auch auf die übrigen Theile der weſtlichen Gränze auszudehnen, 
fondern ich wünſchte, daß fie ſich dahin ausſpräche, Se. Majeſtät den König 
(Jortſetzung in der zweiten Beilage.) 8 
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zu bitten, in Erwägung zu ziehen: ob es gerathen fein möge, dieſe Maß regel 
auf die übrige weſtliche Gränze des Reichs auszudehnen. Es iſt eine ſolche 
Erwägung ſeitens des Gouvernements jetzt um ſo mehr an der Zeit, als es 
durch die momentane Aufhebung der Mahlſteuer die Conſumtion des Weizens 
in den Städten befördert hat, und gerade dieſer Umſtand möchte es gerathen 
machen, dieſe Maßregel anzuordnen. Ich meinentheils finde mich aber nicht 
im Stande, darüber ohne die gründlichſte Prüfung eine beſtimmte Meinung 


auszuſprechen, und ſo, glaube ich, wird auch dieſe Verſammlung ſich nicht 


im Stande fühlen. Wohl aber glaube ich, daß wir die Aufmerkſamkeit Sr. 
Majeſtät darauf hinlenken können, daß die bezeichnete Ausdehnung der Maß- 
regel in Erwägung genommen werde. Mein Antrag geht alſo dahin: »daß 
die Verſammlung Se. Majeſtät den König bitten möge, zu erwägen, inwie— 
fern die von der ſchweizer Grenze bis zur Moſel beſtehende Erſchwerung der 
Ausfuhr des Getreides noch auf die übrige weſtliche Gränze ausgedehnt wer⸗ 
den möge.« Daß der Gegenſtand von Erheblichkeit iſt, kann ich mit Bei⸗ 
ſpielen belegen: Es ſind in Aachen über 50,000 Scheffel Weizen ausgeführt 
worden. 

Staats-Miniſter v. Düesberg: Ich erlaube mir, zu bemerken, daß der 
Gegenſtand, den der letzte Redner zur Sprache gebracht hat, bereits von Sei— 
ten der Regierung vielfach erwogen worden iſt. Es iſt die Frage entſtanden, 
ob es nicht wünſchenswerth wäre, den Ausgangszoll, der auf Getreide gegen 
Frankreich und die Schweiz gelegt worden iſt, auch anzuwenden gegen Belgien 
und Holland. Wenn auch in Bezug auf Belgien eine ſolche Maßregel in Aus 
ſicht gekommen war, inſofern ſich das Bedürfniß dazu herausſtellen möchte, 
ſo hat man gegen Holland eine ſolche Maßregel für bedenklich gehalten, weil 
die Rhein⸗Provinzen durch die Zufuhr aus Holland verſorgt werden müſſen, 
und weil daher Alles vermieden werden muß, was von Seiten Hollands Re— 
preſſivmaßregeln hervorrufen und die Zufuhr von Getreide erſchweren könnte. 
Wird die Ausfuhr nach Holland freigelaſſen, bleibt der Verkehr frei, ſo hat 
die Maßregel gegen Belgien im Ganzen wenig zu bedeuten, namentlich da 
die Schifffahrt im Gange iſt, und da man durch Holland nach Belgien ge— 
langt. Indeſſen iſt dieſe Maßregel in Ausſicht genommen und wird eintre⸗ 
ten können, wenn das Bedürfniß ſich dazu zeigt. Vorzugsweiſe hat Veran- 
laſſung zu dieſer Maßregel gegeben außer dem Export der Mißbrauch, der 
jetrieben wurde, indem man Waizen auf den Eiſenbahnen nach Belgien 
üyrte und als Tranſito⸗Gut nach Frankreich brachte. Ein Gleiches geſchah 
in Lobith, wohin Getreide gebracht und dann umgeladen wurde; indeſſen ſo— 
bald man davon Kunde erhielt, iſt gegen dieſe Maßregel eingeſchritten wor 
den, und man hat gegen dergleichen Transporte Proteſt eingelegt, und es hat 
der Mißbrauch faſt ganz aufgehört, wie auch der nach Belgien. Deshalb iſt 
dieſe Maßregel nicht weiter ausgedehnt worden; wie geſagt, ſie iſt indeſſen 
nicht vollſtändig aufgegeben worden, ſondern ſteht noch in Ausſicht. 

Abg. Graf v. Merveldt zu Beckum: Ich habe nur in Bezug auf die 
Aufklärung, welche ein Staatsbeamter uns gegeben hat, die Anfrage mir er— 
lauben wollen, ob auch der Ausgangszoll von Roggen über Baden gegen⸗ 
wärtig funfzig Prozent beträgt? Ich habe wenigſtens 50 Prozent verſtanden. 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Fünfundzwanzig Prozent find es bis 
jetzt geweſen, aber nach e e e ſoll der Zoll erhöht worden 
fein, und daß es die Abſicht iſt, ihn noch zu erhöhen, geht aus anderen Maß⸗ 
regeln hervor. 

Abg. Graf v. Merveldt zu Veckum: 
gegen die Schweiz? 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Gegen die Schweiz und gegen Frankreich. 

Abg. Werner: Mit Vergnügen habe ich für den Antrag der Abthei⸗ 
lung geſtimmt, daß das Verbot der Kartoffelausfuhr in Anwendung kommen 
möge. Es ſind aber die Produkte nicht berückſichtigt worden, die aus den 
Kartoffeln gemacht werden. Wir werden zwar gleich auf die Branntwein— 
brennereien kommen, bevor wir aber dahin kommen, will ich auf das Kartof— 
felmehl aufmerkſam machen. Tauſende von Centnern lagern auf den Han— 
delsplätzen z. B. von Schleſten, und wenn wir die Mittel wollen, die zum 
Zwecke führen, ſo müſſen wir das Ausfuhrverbot unbedingt dahin ausdehnen. 
Wir haben geſagt .... 

Landtags-Marſchall (unterbrechend): 
bei einer anderen Frage find. 

Abg. Werner: Es war meine Vemerkung der Uebergang zu denen we— 
gen der Getreide⸗Ausfuhr. Ich glaube, daß das Kartoffelmehl unbedingt zur 
Ferie über das Verbot der Karkoffel⸗Ausfuhr gehört, und wenn wir das 
berü Rare ſo muß unbedingt ein Verbot auf die Ausfuhr des Kartoffel— 
mehls ſtattſinden, und dies if, was zuerſt und bevor über die Ausfuhr von 
Getreide ein Amendement ſtattfindet, zur Entſcheidung des hohen Landtags 
gebracht werden muß. Das iſt ein Amendement, welches vor dasjenige ge— 
hört, ob überhaupt ein Verbot auf die Ausfuhr von Getreide im Allgemeinen 
gelegt werden ſoll, wogegen ich mich beſtimmen würde. 

Landtags-Marſchall: Es iſt das Amendement geſtellt worden, ob 
gebeten werden ſoll, das Verbot der Ausfuhr auch auf das Kartoffelmehl 
auszudehnen. Findet das Amendement Unterſtützung? 

(Wird zahlreich unterflügt.) 
Abg. v» Haw: Ich unterſtütze das Amendement wegen des Kartoffel— 
mehls um ſo mehr, als in meinem Kreiſe eine ſolche Kartoffelmehl-Fabrit 
iſt, wo täglich gewöhnlich vier bis fünf Centner Kartoffeln verbraucht werden. 

Eine Stimme: Das Kartoffelmehr ift mehr ein Luxus⸗Artikel. Ich 
glaube aber, wir wollen die Bedarfs-Artikel für den gemeinen Mann berück⸗ 
ſichtigen, aber nicht Luxus⸗Artikel, wie das Kartoffelmehl if. Daher, glaube 
ich, können wir über dieſen Antrag, der für den gemeinen Mann von keinem 
beſonderen Nutzen iſt, hinweggehen. 

General⸗Direktor der Steuern: Es wird über das Kartoffelmehl 
nicht einſeitig und nicht fo lange entſchieden werden können, bis nicht über 
die Frage, ob ein Getreide⸗Verbot ſtattfinden ſoll, abgeſtimmt iſt. Wenn das 
Verbot der Getreide⸗Ausfuhr nicht angenommen werden ſoll, ſo würde kon— 
ſequenterweiſe die Frage des Mehlausfuhr⸗Verbotes folgen, und dann würde 
unter Mehl meines Erachtens auch das Kartoffelmehl begriffen fein. Aber 
die Ausfuhr des Kartoffelmehles für ſich und ohne die Ausfuhr des anderen 
Mehles zu verbieten, halte ich für unausführbar. 


Die Maßregel beſteht alfo Beh 


Ich muß bemerken, daß wir 


Abg. Schauß: Es würde der Antrag auch dahin zu modiſtziren fein, 
daß geſagt würde: „Fabrikate aus Kartoffeln.« Denn man fabrizirt auch 
Sago, Mehl, Stärke und andere Fabrikate daraus. Wenn alſo dieſe nicht 
unter dem Ausfuhr⸗Verbote begriffen wären, fo könnte man dieſe Fabrikate 
ausführen, und das wäre eben ſo bedeutend. f 

Landtags-Marſchall: Wir müſſen jetzt zur Abſtimmung über die 
Frage ſchreiten, ob auch das Verbot der Getreide-Ausfuhr allerunterthänigſt 
erbeten werden ſoll. Diejenigen, welche für ſolches Verbot ſind, bitte ich 
aufzuſtehen. ; 

(Viele Stimmen durch einander.) 5 

Landtags-Marſchall: Ich kann die Abſtimmung nicht unterbrechen 
laſſen. Ä 

Mehrere Stimmen: Sie ſind unterbrochen worden. 

Landtags-Marſchall: So wiederhole ich die Frage: ſoll Se. Maje⸗ 
ſtät der König gebeten werden, auch die Ausfuhr des Getreides zu verbieten? 

(Wird mit großer Majorität abgelehnt.) 

Landtags-Marſchall: Es wird jetzt das Amendement des Abgeord⸗ 
neten Hanſemann zur Abſtimmung kommen. 

Abg. v. Grävenitz: Ich bitte um das Wort. Meine Bemerkung be⸗ 
trifft blos die von dem Herrn Landtags-Marſchall vorhin vorgeſchlagene Art 
der Abſtimmung. Die Abſtimmung iſt in meiner Nähe in der Art geſchehen, 
daß die Ordner theilweiſe vorher, ehe abgeſtimmt wurde, Jeden ihrer Abthei⸗ 
lung fragten, ob er mit Ja oder Nein ſtimme, und in dieſer Art iſt in mei⸗ 
ner Nähe die Abſtimmung bewirkt worden. 

Landtags-Marſchall: Es iſt das durchaus nicht die Abſicht. Es. 
war blos eine Erleichterung für die Ordner. Die Abſtimmung iſt aber auch 
nicht in der Art erfolgt, ſondern durch Aufſtehen und Sitzenbleiben, und dies 
hal einen ſo allgemeinen Erfolg ergeben, daß das Zählen nicht nöthig wurde. 
Wir kommen nun zur Abſtimmung des Hanſemannſchen Antrags. 

Landtags-Kommiſſar: Ich ſollte glauben, daß es darüber keiner 
weiteren Verhandlung und keiner Abſtimmung bedürfe. Der Herr Abgeord⸗ 
nete von der Rhein-Provinz hat blos den Antrag geſtellt, daß die hohe Ver⸗ 
ſammlung ſich dahin ausſprechen möge, daß das Gouvernement Sr. Majeflät 
des Königs in Erwägung ziehen wolle, ob dieſe Maßregel, die von der Mo⸗ 
ſel bis an die belgiſche Grenze beſteht, auch über die holländiſche Grenze hin⸗ 
aus auszudehnen ſei. Ich glaube mit vollem Fug im Namen meiner Herren 
Kollegen ſprechen zu können, daß wir dieſe Frage in die ſorgfältigſte Erwä⸗ 
gung nehmen wollen. Mehr können wir in Beziehung auf die nicht verbrei⸗ 
tete Maßregel nicht verſprechen, ein Mehreres würde aber auch durch einen 
Antrag des Landtags nicht bewirkt werden können. 

Abg. Hanſemann: Nach der Erklärung des Herrn Landtags-Kom⸗ 
miſſars nehme ich den Antrag zurück. 

Landtags-Marſchall: So können wir zum zweiten Antrage der 
Abtheilung übergehen. 

Abg. Werner: Ich glaubte, der Antrag auf ein Verbot der Ausfuhr 
des Kartoffelmehls käme noch zuerſt vor. 

Landtags-Marſchall: Von einem Mitgliede iſt der Antrag geſtellt 
worden, das Verbot der Ausfuhr auf das Kartoffelmehl auszudehnen. 

Abg. Werner: Auf alle Fabrikate aus Kartoffeln. 

Landtags⸗Marſchall: Es wird alſo der Antrag dahin formulirt, 
daß das Verbot der Ausfuhr auf alle Fabrikate von Kartoffeln erbeten werde. 
Ich frage, ob der Antrag Unterſtützung findet? i 

(Wird ausreichend unterſtützt.) 

Landtags-Kommiſſar: Ich glaube, daß es durchaus nöthig iſt, 
bei dergleichen Anträgen auch die Möglichkeit der Ausführung in Erwägung 
zu ziehen, und wenn bereits von dem General-Direktor der Steuern erklärt 
worden iſt, daß, wenn ein Getreide- und Mehlausfuhrverbot nicht ſtattfinde, dann 
auch ein Ausfuhrverbot des Kartoffelmehls unausführbar fei, weil es an dem 
nöthigen Kriterium fehle, um das eine oder andere zu unterſcheiden, oder weil 
die Unterſcheidung zu ſchwierig ſei, ſo muß ich darauf aufmerkſam machen, 
daß ein ſolcher Antrag wahrſcheinlich ohne Erfolg ſein würde. Was von 
Mehl gilt, gilt in höherem Grade von Stärke; denn die Kartoffelſtärke von 
der Weizenſtärke zu unterſcheiden, möchte noch ſchwieriger fein. Von ande⸗ 
ren Kartoffel-Fabrikaten iſt nur der Sago erwähnt worden. Die Ausfuhr 
von Kartoffel-Sago iſt aber gewiß ſo unbedeutend, daß ein Verbot gegen die⸗ 
ſelbe nicht gerechtfertigt erſcheint. N 

Abg. Werner: In Bezug auf die Stärke bin ich ganz damit einver⸗ 
ſtanden; was aber das Mehl anbelangt, ſo wird eine Unterſcheidung recht 
leicht zu machen ſein, zumal gewiſſe Fabriken nur Kartoffelmehl fabriziren. 

Landtags-Marſchall: Der Herr Secretair wird die Güte haben, 
die Frage zu leſen, welche jetzt zur Abſtimmung kommt. 

(Der Secretair verlieſt die Frage.) 

Eine Stimme (vom Platz): Zu den 
hört auch der Spiritus. . 

Abg. Werner: Ich würde nach den gemachten Bemerkungen meinen 
Antrag auf das Kartoffelmehl beſchränken. 

Landtags-Marſchall: 
daß das Ausfuhrverbot nur auf das Kartoffelmehl erſtreckt werden ſoll. 

(Der Seerctair verlieſt die veränderte Frage.) 8 
„Soll das Verbot auf die Ausfuhr von Kartoffelmehl ausgedehnt werden ?« 

Landtags-Marſchall: Diejenigen Herren, welche für Bejahung 
dieſer Frage ſind, bitte ich aufzuſtehen. { . 

(Die Frage wird mit überwiegender Majorität verneint.) 

Landtags⸗Marſchall: So werden wir nun zur zweiten Hauptfrage 
kommen: „ſoll das Verbot des Branntweinbrennens u. ſ. w. 

Finanz⸗Miniſter von Dücsberg: Die Majorität der Abtheilung hat 
ſich dafür erklärt, daß ein Verbot des Branntweinbrennens bis zum 15. Au⸗ 
guſt angeordnet werde, jedoch nur in Beziehung auf die Kartoffelbrennerei. 
Es iſt ein ſolches Verbot allerdings eine außerordentliche Maß regel, die nur 
durch die dringendſten Gründe der Nothwendigkeit gerechtfertigt werden kann. 
Es iſt immer Grundfag der Verwaltung geweſen, dem Gewerbe und Ver⸗ 
kehre freie Hand zu laſſen und nur dort einzugreifen, wo die überwiegendſten 
Gründe dazu vorhanden ſind. Es fragt ſich alſo: liegen dergleichen Gründe 
vor? Im Allgemeinen muß die Frage mit Ja beantwortet werden, und von 


Fabrikaten aus Kartoffeln ge⸗ 


Es iſt alſo darauf zurückgekommen worden, 


‘ 
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Seiten der Staatsregierung wird alſo der Anſicht beigepflichtet, daß für die 
Branntweinbrennerei ein zeitweiſes Verbot eintrete. Ich bemerke zunächſt, 
daß dieſes Verbot hauptſächlich nur die großen Brennereien treffen wird. Die 
kleineren Brennereien, die ſich blos auf eigenes Bedürfniß beſchränken, müf- 
ſen ihren Betrieb geſetzlich mit dem 15. Mai einſtellen. Alſo ſind blos die 
großen Brennereien betroffen, und der Zweck davon ift der, die bedeutenden 
Material⸗Vorräthe an Kartoffeln, die noch bei den Reichen vorhanden ſind, 
ins Konſumo zu bringen. Bei dem bedeutend hohen Preiſe der Kartoffeln, 
bei den bedeutenden Preiſen aller übrigen Lebensmittel iſt es allerdings höchſt 
nothwendig, daß von Seiten der Regierung Alles gethan wird, damit dieje— 
nigen Vorräthe, welche noch beſtehen, und zu dem gewöhnlichen Lebensbedarf 
nothwendig find, geradezu zu dieſem Zweck verwendet werden. Daß erheb— 
liche Vorräthe in den großen Brennereien noch exiſtiren, iſt wohl im Allge— 
meinen nicht zu bezweifeln, und es if zu hoffen, daß die Vorräthe, welche 
ſich dort finden, wenn fie in den gewöhnlichen Konſumo übergehen,  wenig- 
ſtens dazu beitragen werden, den Mangel zu mildern. Dieſe Rückſicht, für 
das Konſumo, für den Markt zu ſorgen, ſteht unter ſo außerordentlichen 
Verhältniſſen, wie die gegenwärtigen ſind, hoch und muß höher geſtellt wer— 
den, als die Rückſicht auf das Intereſſe der Brennereibeſitzer, die theilweiſe 
unverkennbar darunter leiden werden. Es iſt aber zu erwarten, daß bei den 
großen Vortheilen, welche die Brennereien in den letzten Zeiten, nauentlich 
den größeren Beſitzern, gewährt haben, die Opfer, welche jetzt von ihnen 
verlangt werden, theilweiſe durch die Vortheile ausgeglichen und ſie ſelbſt 
ſich bereitwillig dem Opfer auch unterziehen werden. Es iſt vorläufig von 
Seiten der Verwaltung den großen Brennereien eine Andeutung in dieſer 
Beziehung gegeben worden. Es ſind in der neueſten Zeit den anderen Staa— 
ten darüber Mittheilungen gemacht und es ſind auch Erkundigungen eingezo— 
gen worden, ob dieſes Verbot auch gleichzeitig in den Staaten ausgeführt 
würde, die in Beziehung auf die Branntweinsteuer mit uns in einem engen 
Verbande ſtehen. Dieſe Ausſicht iſt allerdings auch vorhanden, fo daß zu er— 
warten ſteht, daß, wenn das Verbot dleſſeus ergeht, auch die anderen Staa— 
ten, namentlich das Königreich Sachſen, zu einer gleichen Maßregel überge— 
hen werden. Inſofern alſo von der hohen Stände-Verſammlung die Anſicht 
getheilt wird, daß ein Siſtiren der Brennereien, was hauptſächlich für jetzt 
nur die großen betrifft, weſentlich dazu beitragen werde, die Mittel, fur den 
gewöhnlichen Lebensbedarf zu ſorgen, zu vermehren, wird von Seiten der 
Staats⸗Regierung kein Anſtand genommen werden, einer ſolchen Mahregel 
beizuſtimmen, wozu, wie ich bereits erwähnt habe, einzelne vorbereitende Ein— 
leitungen ſchon getroffen find. 

Abg. Graf von Gneiſenau: Meine Herren, ich halte es unter allen 
Umſtänden für ſehr bedenklich, wenn eine Verſammlung unter dem Eindruck 
eines paniſchen Schreckens berathſchlagt. Für einen paniſchen Schrecken halte 
ich aber die gegenwärtige Aufregung, und ich habe die zuverſichtliche Hoff— 
nung, daß, wenn erſt die Zufuhren aus den Dfifee-Häfen angekommen fein 
werden, dieſe Aufregung auch ſich legen wird. Es iſt dies ein Kapitel, wel— 
ches heute ſchon hinlänglich abgehandelt worden iſt, und ich will es nicht wei⸗ 
ter ausführen. Ich beſchränke mich jetzt auf den vorliegenden Gegenſtand. 


Wir haben fo eben gehört, daß die Maßregel des Verbotes des Branntwein- 
brennens aus Kartoffeln hauptſächlich auf die großen Brennereien beſchränkt 


werden ſoll. — Nun, meine Herren, eine ſolche Brenneret iſt nicht blos ein 
techniſches Gewerbe, ſondern ſie hängt auf das innigſte mit dem landwirth⸗ 
ſchaftlichen Betriebe zuſammen. Das Futter für das Vieh in größeren Wirth⸗ 
ſchaften wird ausſchließlich durch Schlempe geliefert, es iſt alſo gar nicht ab⸗ 
zu lehen, ob überhaupt die Maßregel einen Erfolg haben ſollte, indem die 
meiſten Kartoffeln, die zu der Brennerei jetzt verwendet werden, dann zu dem 
Viehfutter verwendet werden müſſen. Es kommen noch andere bedenkliche 
Umſtände in Frage. Wir wiſſen, daß unſere Kartoffeln leider mehr oder 
oder weniger von einer Krankheit heimgeſucht worden. Sollen wir in den 
Fall kommen, während dieſe Kartoffeln verbrannt oder in Schlempe verwan⸗ 
delt wurden, ſie jetzt in den großen Wirthſchaften zu verfüttern? Es iſt un⸗ 
möglich, bei den dringenden Arbeiten, welche gerade in der jetzigen Jahres⸗ 
zeit vorliegen, ſo viel Leute zu ſtellen, um ſie auszuſuchen, und wir können 
nicht beurtheilen, welchen Einfluß die Krankheit der Kartoffeln auf den Vieh— 
ſtand haben wird. Es iſt außerdem eine Menge Kontrakte von den großen 
Brennereien eingegangen worden. Ich vertrete namentlich eine Gegend, wo 
die Brennereien ein Haupt-Vetrieb der Landwirthſchaft find. Gewöhnlich iſt 
Einer Unternehmer einer großen Brennerei und hat auf Jahre hinaus Kon⸗ 
trakte für Lieferungen von Kartoffeln gemacht, für welche der Preis nach 
den Spirituspreiſen beſtimmt wird. Sollen wohl dieſe Kontrakte durch das 
vorliegende Geſetz aufgehoben werden? Dies iſt eine andere Frage. Endlich 
aber muß ich der geehrten Verſammlung vorſtellen, daß von großen Brenne— 
reien im Allgemeinen und verhältnißmäßig im Staate wenige exiſtiren. Von 
dieſen großen Brennereien haben nur noch wenige auf eine lange Zeit Kar⸗ 
toffeln. Alſo die Maßregel trifft hauptſächlich die ganz wenigen großen Bren⸗ 
nereien, welche noch Vorräthe haben, die ungefähr für den Mai ausreichen 
dürften. Es iſt alſo eine Beſteuerung dieſer wenigen Brennereien zum Nuz— 
zen des ganzen Landes. Wenn ich auch nicht verkenne, daß bei dem großen 
Nothſtande ein Jeder das Seinige beitragen muß, ſo würde ich es doch höchſt 
ungerecht finden, dieſen Wenigen das Geld, was fie noch verdienen können, 
aus der Taſche zu ziehen, um es zum allgemeinen Beſten anzuwenden. Ich 


kann mich alfo unter allen Umſtänden nur gegen ein ſolches Verbot erklären, 


und dies um fo mehr, als, wenn man einmal den Weg der Ausnahme— 
Maßregel betreten hat, es auch möglich iſt, daß noch andere Gewerbe im 
Verlauf der Zeit davon getroffen werden können. 

Abg. Dittrich: Die hohe Verſammlung hat bei Abſtimmung über die 
erſte Frage ein fo reges Intereſſe für die Angelegenheit gezeigt, daß ich ſchon 
darin einen großen Segen finde, der durch dieſe einzige Beantwortung ent⸗ 
ſtanden iſt. Ich erwarte und bin ſeſt überzeugt, daß dieſer Segen ſich meh⸗ 
ren wird und zwar beſonders bei Beantwortung der gegenwärtigen Frage. 
Dieſe Frage ſcheint mir ganz einfach zu beantworten zu ſein. Es handelt 
ſich nämlich darum, ob es beſſer iſt, einen Schaden beſtehen zu laſſen oder 
einen Nutzen herbeizuführen. Der Schaden, 2 5 entſteht, iſt ein doppelter. 
Wir nehmen durch die Brennerein eine grohe Maſſe von Nahrungsmitteln 
weg, wir erzeugen aber auch etwas Schädliches den Branntwein. Der 
Nutzen, den die Brennereien hervorbringen, iſt für die Landwirthſchaft un⸗ 


kommen wäre. 


zweifelhaft und unverkennbar. Er ift es I) in Bezug auf die Düngung und 
2) in Bezug auf die Fleiſch-Conſumtion. Dieſe iſt für den Armen nicht 
nutzbringend, ſondern es iſt dies nur die Conſumtion der Kartoffeln. Ich 
kann mich alſo nur für eine Maßregel ausſprechen, wodurch wir einen Schaden 
abwehren und einen Nutzen herbeiführen. Außerdem erlaube ich mir noch 
Folgendes zu bemerken. Der Herr Landtags⸗Marſchall hat beſtimmt, daß 
die Fragen nach der Folgeordnung, wie ſie jetzt geſtellt worden ſind, von dem 
Ausſchuſſe behandelt werden ſollen. Es ſind von einzelnen Mitgliedern 
Amendements angemeldet worden. Ich erlaube mir, weil ich nicht auf Wei⸗ 
teres eingehen will, auch eins anzumelden, welches dahin geht, daß die hohe 
Verſammlung ſich mit der Abhülfe der Noth für die unteren Klaſſen bes 
ſchäftigen moge. Ich halte dieſe Frage deshalb für beſonders nöthig, weil 
dieſe arbeitende Klaſſe auch hierin ſieht, daß die hohe Verſammlung ihr be⸗ 
ſonderes Intereſſe darin findet, die Frage: ob Arbeit zu beſchaffen ſei, zur 
Beantwortung zu bringen, die ich für die weſentlichſte und nothwendigſte 
halte, obwohl fie von dem Ausſchuſſe nicht angeregt worden iſt. 

Abg. v. Maſſow: Meine Herren, ich werde mich ſtreng an die vorlie⸗ 
gende Frage halten ohne weitere Abſchweifung. Es iſt meine Abſicht, mich für 
die Majorität zu erklären, welche für das Verbot der Kartoffel-Brennerei ſich 
entſchieden hat. Zu dieſem Zweck will ich verſuchen, die Einwendungen, welche 
die Minorität gemacht hat, von dem praktiſchen Standpunkte aus zu wider⸗ 
legen. Die Minorität hat zuerſt angeführt, daß in dieſem Verbot eine Rechts 
verletzung liege. Hierüber will ich mich nicht weiter auslaſſen. Es iſt vielſeitig 
ſchon erwähnt worden, daß exceptionelle Zuſtände auch exceptionelle Maßre⸗ 
geln erfordern. Ich glaube alſo, hierüber hinweggehen zu können, da es, wie 
ich geſagt habe, ſchon vielſeitig erörtert worden. Der zweite Einwand iſt der, 
dieſe Maßregel komme zu fpat. Ich gebe gern zu, daß die Maßregel fpät 
kommt, daß fie mehr genutzt haben würde, viel mehr, wenn fie früher ge—⸗ 
Sie kommt aber nicht zu ſpät. Es iſt nicht abzuſehen, wie 
weit die Noth noch führen kann, wie weit die Aerndte hinausgeſchoben wird, 
denn das hängt von den Witterungs-Umſtänden ab. Wenn die Noth aber 
noch einige Wochen kurz vor der Aerndte einen hohen Grad erreicht, ſo kann 
dies einen fürchterlichen Zuſtand, einen ſehr bedauernswerthen Zuſtand in un⸗ 
ſerem Lande herbeiführen. Wenn daher dieſe Maßregel nur dazu dient, ſolche 
Zuſtände einige Wochen lang zu lindern, ſo wird fie immer eine wohlthätige 
ein und nicht zu ſpät kommen. Der dritte Einwand, den wir geleſen haben, 
iſt der, daß durch die Brennereien ein großer Theil der kranken, beſchädigten 
Kartoffeln verwendet werde. Ich will dies im Allgemeinen nicht beſtreiten, ich 
will aber nur die praktiſche Erfahrung hier anführen, daß wohl der größere 
Theil dieſer erkrankten Kartoffeln ſchon bereits durch die Branntweinbrennereien 
konſumirt worden iſt, und wenn es deren noch giebt, hat man in dieſem Au⸗ 
genblicke gegen das Verweſen der Kartoffeln Mittel in der Hand, und das 
darauf zu verwendende Tageslohn macht ſich reichlich bezahlt. Es iſt viertens 
der Einwand gemacht worden, es würden für die Brennereibeſitzer und Guts⸗ 
beſitzer Verlegenheiten entſtehen, denn der Abgang der Brennereien, Schlempe 
genannt, diene vorzugsweiſe dazu, Futter zu erhalten, und dieſes werde da⸗ 
durch verhindert und könne große Verlegenheiten herbeiführen. Hierauf er⸗ 
taube ich mir zu erwiedern, daß es praktiſche Erfahrung iſt, wie man in ci 
nem gewiſſen Verhältniſſe daſſelbe Nahrungsmittel aus den Kartoffeln gewin⸗ 
nen kann. Die Theorieen darüber ſind ſehr verſchieden, Einige nehmen das 
Verhältniß wie 1 zu 3, Andere wie 1 zu 2. Man hat noch nie eine einzige 
Meinung gehört, daß die Kartoffeln ſelbſt nicht größeren Nahrungsſtoff ent⸗ 
hielten, als der Abgang von den Brennereien. Wenn dies zugegeben wird, ſo 
wird alſo das Verbot des Kartoffelbrennens unbedingt die Folge haben, daß 
die Nahrung des Viehſtandes fortgeſetzt werden kann und dennoch ein Theil 
dieſer Kartoffeln übrig bliebe zur Ernährung der Menſchen. Darüber können 
Zweifel ſein, ob ein Drittheil oder zwei Drütheile, daß aber ein Theil übrig 
bleibt, darüber habe ich nie Zweifel vernommen Es giebt einen Uebelſtand, 
der nicht angeregt worden iſt, den ich aber ſelbſt anführen will: Es giebt 
Gegenden im Lande, denen die Kommunikationsmittel ſehr fehlen, die entfernt 
find von Chauſſeen, Waſſer-Kommunikationen, ich kenne ſolche Güter, welche 
3 Meilen von Chauſſeen entfernt liegen. In Gegenden, wo kein Nothſtand 
iſt, da mag es ſein, daß ſie Vorräthe von Kartoffeln haben und nicht die 
Mittel, dieſe zu veräußern. Dieſe Verlegenheiten werden nur Einzelne be⸗ 
treffen. Ich kenne ſolche Gegenden, und ich befinde mich ſelbſt in einer ſolchen 
Gegend, die viele Meilen von Chauſſeen und Waſſer-Kommunikationen ent⸗ 
ſernt iſt; aber ich glaube, daß es Pflicht iſt, daß der Einzelne das Seinige 
zum Ganzen beitrage und Opfer bringe. Wie geſagt, von dieſem praktiſchen 
Standpunkte aus glaube ich jedenfalls, daß die Maßregel von großer Wir- 
kung fein wird; es kann nicht fehlen, daß eine bedeutende Maſſe von Kar⸗ 
toffeln, welche für den Monat Mai und Anfang Juni dem Branntwein⸗ 
brennen gewidmet werden, größtentheils der Ernährung der Menſchen wieder 
zugewendet werden. Es wird nicht allein auf die Maſſe einwirken, ſondern 
auch die Preiſe der Kartoffeln bedeutend herunterdrücken. & . 

Abg. Grunau: Ich glaube, meine Herren, daß der von der Kommiſ⸗ 
fon gemachte Vorſchlag ſehr ſchwer auszuführen fein dürfte, nämlich, daß in 
3 Monaten das Brennen nicht fortgeſetzt werden ſoll, und In f 17 folgen⸗ 
den Gründen: Zuerſt ſcheint es mir ein gewaltiger Eingriff 45 Br e Rechte 
zu fein, wenn man verlangen will, daß die Beſitzer von Ka f rennereien 
die ihre Wirthſchaft darauf baſirt haben, aus ihren Wr * ta, Verhältniſ⸗ 
ſen herausgeriſſen werden. Wodurch ſollen die st 15 haben? Es 4 
ebenfalls geſagt worden von einem geehrten Redner, da. die Kartoffeln je 
ſchon ſehr ſchlecht und zu nichts weiter zu verwerthen find. Und fürs Dritte 
erſcheint es mir deshalb um ſo ſchwieriger, 597 7 man die Kartoffeln zum 
Brennen nicht geſtatten will, während adi 9 Brennen von Getreide ge⸗ 
ſtattet. Das Getreide brauchen ro iger, als die Kartoffeln. Im 
Ganzen werden Sie zugeben, daß die 5 offeln, wenn die Vegetation vor⸗ 
ſchreitet, nicht mehr gut zu brauchen fin „ kaum fürs Vieh, und der Menſch 
kann (wenn er muß) auch ſchlechte artoffeln genießen; aber wenn fie heute 
zu Spiritus verwendet werden, ſo gewähren fie den Brennerei-Beflgern einen 
genügenden Nutzen, während ſie dem großen Publikum einen Rugen gar nicht 
gewähren und während der Gebrauch von Getreide größeren Schaden thut. 
Deshalb würde ich dafür ſimmen, daß dieſe Maßregel nicht eintrete. 

(Mehrere Stimmen wünſchen Abſtimmung.) .,. 

Abg. Küpfer: In der Sache ſelbſt trete ich völlig der Anſicht des ver⸗ 


ehrlichen Mitgliedes von der markiſchen Ritterſchaft (Geheimen Raths von 
Maſſow) bei. Ich glaube aber daneben eine Detail⸗Beſtimmung zu der vor⸗ 
geſchlagenen Verbots⸗Veſtanmung bevorworten zu müſſen. Die Operation des 
Brennens begreift von ihrem Beginn (dem Einmaiſchen) bis zu ihrer Vollen⸗ 
dung einen Zeitraum von faſt acht Tagen. Wie ſchleunig auch die beabſich⸗ 
tigte Verbots⸗Maßregel beſchloſſen werden mag, ſo kann die Kenntniß davon 
doch kaum vor dem 1. Mai in die entfernten Theile des Staates gelangen. 
Es ſchiene daher eine Veſtimmung nothwendig, damit die bereits eingeltiteten 
Brenn⸗Operationen vollendet werden könnten. Ich halte es nicht für nöthig, 
deshalb ein beſonderes Amendement zu beantragen, da eine desfallſige Erklä⸗ 
rung des anweſenden Herrn Steuer-⸗Direktors völlig genügen dürfte. Es hat 
mir aber nöthig geſchienen, dieſen Punkt hier zur Sprache zu bringen, damit, 
falls man einzelne Brennereien noch einige Tage nach dem 1. Mai in Thä⸗ 
ligkeit erblickte, Unruheſtifter nicht dann Veranlaſſung zu Volks- Aufwiege⸗ 
leien nehmen könnten. i 
Landtags-Kommiſſar: Ich glaube, daß die hohe Verſammlung 
ſich vollſtändig darüber beruhigen kann, daß, wenn der Antrag auf Einſtel⸗ 
lung der Brennereien zum I. Mai durchgehen möchte, die Regierung die zu 
treffenden Maßregeln zwar ſo ſchnell wie möglich eintreten laſſen wird, daß 
aber nicht das Unmögliche von den Brennern verlangt werde. 1 
Abg. v. Werdeck: Ich habe mir erlaubt, Eingangs der Diskuſſtonen 
aufmerkſam zu machen, daß die Sache keinesweges vorbereitet zu ſein ſcheint, 
um einen Beſchluß zu faſſen. Ich meine, daß die Sache ſo verwickelt liegt, 
daß ſie wohl reiflicher Erwägung bedarf. Die eine Seite iſt der Rechtspunkt. 
Wir ſagen: Noth kennt kein Gebot. Ich erkenne an, daß Noth vorhanden 
und zu helfen iſt; aber ich erkenne nicht an, daß dies mit Verletzung von 
Rechten geſchehen fol. Es iſt eine Verſchiedenheit der Anſicht, die obwaltet. 
Es iſt in unſeren Geſetzbüchern ausdrücklich vorbehalten, daß, wenn Jemand 
Eigenthum dahingeben ſoll, er entſchädigt werden muß. Dieſer Punkt iſt 
noch nicht in Erwägung gezogen worden. Wenn ich daher auch im Allge- 
meinen glaube, daß Maßregeln ergriffen werden können, welche die vorhan— 
denen Kartoffel⸗Vorräthe der Conſumtion frei geben, jo glaube ich, daß die⸗ 
ſer Punkt vorher gehörig ins Auge gefaßt werden muß. Ich bemerke, daß 
ich perſönlich auf keine Weiſe dabei betheiligt bin, ich habe keine Brennerei. 
Wenn wir darauf ausgehen, daß Entſchädigung gewährt werden ſoll, ſo 
müſſen wir dies der Kommiſſton zur weiteren Erwägung ſtellen; es handelt 
ſich um 24 Stunden. Von Seiten des Gouvernements iſt uns geſagt wor⸗ 
den, daß Maßregeln ergriffen worden find, dem Uebel zu ſteuern, wir wiſſen 
aber nicht, welche Maßregeln; wir haben wohl Andeutungen hierüber, und 
wir müſſen erwarten, welches der Erfolg der Maßregeln ſein wird, indeß 
laube ich nicht, ob dieſe Maßregeln gerechtfertigt werden. Wir müſſen die 
achtheile, welche dieſe Maßregeln mit ſich führen werden, näher ins Auge 
ſaſſen. Es handelt ſich darum, der ärmeren Klaſſe die Subſiſtenz zu ſichern. 
Meine Heeren, ich befürchte ſehr, daß wir auf Koſten der Zukunft für den 
Augenblick ſorgen. Die Brennereien, durch welche es allein möglich geworden 
iſt, erhoben unſeren Boden zu der Stufe, die er in der Welt einnimmt. Der 
Arme lebt von Kartoffeln nicht allein, ſondern auch von Fleiſch. Ich würde 
die Armen ar 8 nicht auch Fleiſch, Speck und dergleichen hätten. 
8 iſt zu erwägen, vor he Bedeutung das Branntweinbrennen für 
die Erhaltung eines guten Viehſtandes iſt. In Städten lebt der größere 
Theil der Einwohner von Fleiſch. Wenn wir den Viehſtand aufhören laſſen, 
ſo werden die Städte Noth leiden, und wir werden, wie jetzt die Noth in 
Beziehung auf Kartoffeln, ſo dann die Noth in Beziehung auf Verſorgung 
mit Fleiſch haben. Ich will nicht reden von poſitiven Verluſten im Gewerbe, 
ich mache aber darauf aufmerkſam, daß auf Grund der beſtehenden Brenne⸗ 
reien Vorſchüſſe gemacht ſind an Unternehmer, die weiteren Branntwein ver⸗ 
ſagt haben; es beſteht ein bedeutender Branntweinhandel nach den Bundes⸗ 
faaten und von den öfllihen Provinzen nach dem Rhein. Wenn man Maß⸗ 
regeln ergreifen will, ſo muß man ſich fragen, welche Einwirkungen dieſe 
aßregeln hervorbringen werden. Ich glaube, daß dieſe Maßregel effcktlos 
bleiben wird, wir haben darüber Erfahrungen in anderen Staaten. Nach 
einzelnen öffentlichen Blättern hat ſich dieſelbe in Heſſen und Belgien effekt- 
los bewieſen. Ein Hauptpunkt iſt, man will Dispofitionen über vorhandene 
Kartoffelvorräthe. Soll dieſe Maßregel nutzen, fo muß fie fo ergriffen wer⸗ 
den, daß die Kartofieln auch in die Hände der armen Leute kommen; es hat 
aber der Zwiſchenhandel deren demächtigt. Wir müffen dafür ſorgen, 
daß keine Ausfuhr ftattfindet, aber wir können dem nicht vorbeugen gegenüber 
den angränzenden Bundesländern. Wenn wir von der Maßregel gegen 
Branntweinbrennen Effekt haben wollen, ſo müffen wir auch darauf ſehen, daß 
die armen Gemeinden in den Beſitz der Vorräthe kommen. Die Sache iſt nicht 
mehr res jntegra, wäre ſte es, fo würde ich vorſchlagen, daß die Mahlſteuer 
überwieſen würde, um Vorräthe aufzukaufen, daß die 2 Millionen, welche 
Se. Majeſtät bewilligt haben, den einzelnen Kreiſen überwieſen würden, um 
dem Nothſtande zu ſteuern. Indeſſen, ich will von beſtimmten Vorſchlägen 
abgehen. Mein Vorſchlag geht dahin, die Sache der Kommilften zur Erwä⸗ 
eben. 
gang e Mehls: Hocherleuchtete Verſammlung. Ich habe eine Stadt 
u vertreten, welche ſich ſeit einer Reihe von Jahren — ich bin 35 Jahre 
deamter derſelben — im fortwährenden Zuſtande der Ruhe, des Friedens und 
der Ordnung befunden hat. Kaum vierzehn Tage von derſelben entfernt, 
wird mir die Nachricht ertheilt, daß Unruhen, Ueberſchreitungen der Ordnung 
und des Geſetzes ſiattgefunden haben in einer Art und Weiſe, welche nicht 
zu rechtfertigen it. Nach den Nachrichten, welche ich habe, find diefe Unru⸗ 
hen vorzugsweiſe dadurch hervorgerufen worden, daß zur jetzigen Zeit noch 
nicht allein Aufkäufe von Getreide gemacht worden ſind, ſondern auch Auf- 
käufe von Kartoffeln in einzelnen Scheffeln auf dem Marktverkehr von den 
Brennereien ſtattgefunden haben. Ich habe mich veranlaßt geſehen, che hier 


von Unruhen die Rede War, einen Antrag aufzuſchreiben und an den Herrn 


Landtags⸗Marſchall einzureichen. Mein Antrag ging dahin, wo moglich Ar⸗ 
beit zu ſchaffen. Ein zweiter Antrag ging dahin, die P rennereien zu be⸗ 
ſchränken, daß Nichts mehr gebrannt würde. Obgleich in der jetzigen Zeit 
ie Brennereien größtentheils eingeſtellt find und von meinem Antrage kein 
beſonderer Erfolg zu erwarten iſt, ſo weiß ich doch, daß in unferer Gegend 
bedeutende Vorräthe in den Brennereien vorhanden ſind, und habe geglaubt, 
daß eher für die hungernden Menſchen als für das Vieh geſorgt werden muß. 
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Die Grundbeſitzer, welche Brennereien befigen und ihre Wirthſchaft darauf 
eingerichtet haben, mit Schlempe zu füttern, haben bei der vorgerückten Jah⸗ 
reszeit Gelegenheit, das Vieh auf die Weide zu treiben und dort zu ernähren. 
Mein zweiter Vorſchlag iſt alſo der, das Gewerbe zu beſchränken. Ich habe 
alſo nichts hinzuzufügen, als daß ich mich nur dafür erklären kann, daß die 
Brennereien geſchloſſen werden. Es wird auf dieſe Art ein bedeutender Theil 
der vorhandenen Vorräthe in den Verkehr kommen, dem Menſchen zur Nah⸗ 
rung erhalten und die Preiſe niedriger werden, ohne daß es den Gutsbeſttzern 
zum Nachtheil gereicht, indem fie ihre bedeutenden Vorräthe zu den beſten 
Preiſen verwerthen können. . 

General-Steuer-Direktor Kühne: Es ſcheint die Mehrheit der hohen 
Verſammlung ſich dahin zu neigen, daß das Brennen verboten werde. In 
dieſer Vorausſetzung alſo, der ich durchaus nichts entgegenzuſetzen habe, wollte 
ich nur aufmerkſam machen, daß es wünſchenswerth fein wird, alsdann das 
Verbot nicht auf das Brennen von Kartoffeln zu beſchränken, ſondern aus⸗ 
zudehnen auf das Brennen aus Korn und anderen mehligen Subſtanzen. 
Wollen Sie das Korn-Brennen geſtatten, ſo iſt es nur eine Erſchwerung der 
Kontrolle und ein Deckmantel für Defrauden. 

Abg. v. Bardeleben: Mir ſcheint es, daß die Annahme einer ſolchen 
Maßregel, die jo tief in Privat-Rechte eingreift, die Ueberzeugung voraus⸗ 
fegen muß, daß eine ſolche Maßregel auch die Folgen herbeiführen werde, 
welche man erwartet. Mir ſcheint es, daß, wenn das Brennen von Kartof⸗ 
feln verboten wird, die Klaſſe von Menſchen, welche in Armuth ſich befindet, 
von dieſer Maßregel keinen Vortheil haben wird. Die Kartoffeln ſtehen in 
einem ſo hohen Preiſe im Verhältniß zu anderen Lebensmitteln, daß die är⸗ 
mere Klaſſe jetzt ſchon außer Stande iſt, ſich Kartoſſeln zu verſchaffen, und 
daß die Kartoffeln in dieſem Augenblick nur ein Gegenſtand für die Tafeln 
der Wohlhabenden ſind. Wenn jetzt noch das Brennen von Kartoffeln ver⸗ 
boten wird, ſo läßt ſich nicht abſehen, wie der Preis ſo bedeutend fallen 
könnte, daß der Arme davon Nutzen haben würde. Das iſt gar nicht vor⸗ 
auszuſetzen. Eben ſo gut als das Verbot der Ausfuhr der Kartoffeln nur 
den Wohlhabenden zu Gute kommt und nicht der ärmeren Klaſſe, eben ſo 
gut würde das Verbot des Brennens von Kartoffeln nur den Wohlhabenden 
von Nutzen ſein. Abgeſehen davon, wird es ein entſchiedener Eingriff in die 
Privatrechte Einzelner fein, und ich möchte wiſſen, was Sie ſagen würden, 
wenn einzelne Reiche beſteuert werden ſollten, um dem Armen zur Hülfe zu 
kommen. Es iſt dieſe Maßregel nur eine Beſteuerung einzelner Reicher, um 
der ärmeren Klaſſe Nutzen zu ſchaffen; wobei es noch höchſt zweifelhaft iſt, 
ob wirklich der ärmeren Klaſſe Nutzen damit geſchafft wird, dem ich ganz 
entſchieden widerſprechen muß. Wenn nun auch dieſe Maßregel angewendet 
werden ſollte, ſo muß ich mich doch entſchieden für das erklären, was der 
Herr General-Direktor erklärt hat, daß nämlich auch das Brennen aus Korn 
verboten werde, weil dies ein nothwendiges Nahrungsmittel für die Armen iſt. 

Sandtags-Kommiffarius: Ich habe im Eingange dieſer Verhand⸗ 
lung erwähnt, daß das Gouvernement geneigt ſei, den Antrag auf das Ver⸗ 
bot der Ausfuhr von Kartoffeln und das Verbot des Kartoffelbrennens bei 
Sr. Majeſtät dem Könige zu unterſtützen, wenn die Verſammlung ſich dafür 
entſcheiden ſollte. Ich muß aber erklären, daß dieſe Anſicht nur darauf 
baſtrt war, daß dieſes Verbot der ärmeren Volksklaſſe vorzugsweiſe zu Gute 
kommen ſollte. Ungeachtet der eben vernommenen entgegenſtehenden Ausfüh⸗ 
rung bin ich noch der zuverſichtlichen Anſicht, daß die Maßregel, indem ſie 
dahin zielt, die Maſſe der Nahrungsmittel für den menſchlichen Bedarf zu 
erhalten, den Armen zu Gute kommt, nicht den Reichen. Daß die Rei⸗ 
chen noch nicht ohne Hülfsmittel ſind, wiſſen wir, ob aber für die Armen 
wirklicher Mangel eintreten werde, wiſſen wir nicht. Gott wolle es abwen⸗ 
den! Jedenfalls wird die Maßregel ergriffen, um den Armen zu helfen, 
nicht den Reichen. Dies allein iſt die Abſicht des Gouvernements bei dieſer 
Konzeſſion, die daſſelbe nur ungern macht, weil das Prinzip der Freiheit der 
Gewerbe und des Verkehrs möglichſt aufrecht erhalten werden muß. Daher 
haben wir abgewehrt, ſo lange es möglich war; wenn aber die Noth wirk⸗ 
lich da iſt, fo darf kein Mittel der Abhülſe verſäumt werden. Ich habe das 
feſte Vertrauen, daß auch diejenigen, welche dadurch nachtheilig betroffen wer⸗ 
den, welche einen Theil ihres gehofften Gewinnes verlieren, dieſen Verluſt 
gern und mit Freuden tragen werden, wenn es ſich darum handelt, der Ar⸗ 
much einen Theil der unentbehrlichen Lebensmittel zu erhalten. 7 

Viele Stimmen: Abſtimmen! u 

Landtags-Marſchall: Ich frage, ob der Ruf nach Abſtimmung 
unterſtützt wird? (Faſt allgemein.) Ich muß wiederum bitten, durch Auf⸗ 
ſtehen und Sitzenbleiben zu ſtimmen, und bitte die Herren Ordner, auf die 
Zeltel zu ſchreiben, wie viel geſtanden und wie viel geſeſſen haben. Der Herr 
Secretair wird die Güte haben, die Frage zu verleſen Ich werde die Frage 
zuerſt auf das Verbot des Branntweinbrennens aus Kartoffeln ſtellen und 
dann, ob es auf das Getreide ausgedehnt werden ſolle. f 

Landtags-Kommiſſarius: Ich glaube, daß nach der Erklärung 
des Herrn General-Steuer-Direktors es dem Gouvernement wünſchenswerth 
iſt, das Verbot auf das Getreide auszudehnen. Nach der Erklärung der 
techniſchen Vehörden wird es ſchwierig ſein, zu unterſcheiden. Ich würde da⸗ 
her wünſchen, daß die Frage ſogleich auf Beides gerichtet würde. 

Landtags-Marſchall: So werde ich die Frage ſogleich auf Veides ſtellen. 

Eine Stimme (vom Platze): Dagegen habe ich doch ein Bedenken. 
Es iſt dies eine neue Frage, auf welche Niemand vorbereitet iſt. Wenn fie 
fo geſtellt iſt, trage ich auf Vertagung an. Wenn wir jetzt entſcheiden ſollen, 
ſieht es einer Ueberrumpelung ähnlich. | 4 

Landtags-Marſchall: Ich ſtelle anheim, ob ſich noch Jemand über 
dieſe Frage hören laſſen wolle. 4 I 

Abg. v. Brünneck: Ich möchte erſt fragen, ob ich über den Gegen⸗ 
ſtand felbſt noch ſprechen kann, oder ob ich über das Amendement zu ſprechen habe? 

Landtags- Marſchall: Ich glaubte, der Herr Abgeordnete wollte 
darüber ſprechen, ob das Verbot des Branntweinbrennens auf das Getreide 
ausgedehnt werden ſoll. 

Abg. v. Brünneck: Das ſcheint mir eben ein Fall zu ſein, auf 
den wir nicht vorbereitet ſind. Dann erlaube ich mir noch einige wenige 
Worte. Wer den Zweck will, muß auch die Mittel wollen, das iſt meine 
Ueberzeugung; aber durch die Mittel, die hier angegeben ſind, wird der 
Zweck nach meiner innigften Ueberzeugung nicht erreicht werden. Die Kar⸗ 
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toffeln, die dem Volke zur Nahrung hingegeben werden follen, werden die 
Beſitzer, deren Wirthſchaftsbetrieb auf die Brennerei baſirt iſt, nicht zu dem 
angegebenen Zwecke verwenden, ſie werden vielmehr gezwungen ſein, die Kar⸗ 
toffeln dem Vieh zu geben, und es kömmt nicht ein Scheffel mehr auf den 
Markt. Dem Abgeordneten aus Brandenburg muß ich entgegenſetzen, daß 
ein Scheffel Kartoffeln eine volle Schlempe von Kartoffeln nicht erſetzt, weil 
dieſe einen bedeutenden Schrootzuſatz hat. Ich beziehe mich auf die Autorität 
des Landes⸗Oekonomie⸗Raths Koppe und Anderer. 

(Während dieſer Rede heftiges Murren.) f 

Eine Stimme (vom Platz): Ich möchte mir eine kurze Frage erlau⸗ 
ben. Es wurde geſagt: wer den Zweck wolle, müſſe auch die Mittel wollen. 
Ich frage aber auch: ob unrechtliche Mittel? Ich halte das Vorgeſchla⸗ 
gene für ein unrechtliches Mittel. (Murren.) a 

Landtags-Marſchall: Es fragt ſich, ob Jemand über das Amen 
dement, da es geſtellt worden iſt, ſich noch will hören laſſen. 

Eine Stimme: Ich trage auf Namens-Aufruf an. 

Landtags⸗Marſchall: Es iſt darauf angetragen worden, nament⸗ 


lich abzuſtimmen. Inſofern 24 Stimmen dafür ſind, muß es geſchehen. Ich 


bitte die, welche dafür find, aufzuſtehen. 

(Es erheben ſich nur wenige Mitglieder.) 

Abg. v. Werdeck: Ich will noch ein Amendement ſtellen. 

(Zeichen lebhafter Ungeduld in der Verſammlung.) 

Landtags-Marſchall: Es will Jemand vor der Abſtimmung noch 
ein Amendment ſtellen. Das muß ich geſchehen laſſen. i 

Abg. v. Werdeck: Mein Antrag geht einfach dahin, daß denjenigen, 
die durch Schließung der Brennereien nachweislich Schaden erleiden — ich 
ſage abſichtlich nicht: einen Vortheil verlieren — Entſchädigung gegeben wer⸗ 
den fol. Ich wollte dies ganz einfach unter Bezugnahme auf die beftehen- 
den Geſetze thun, wonach eine Entſchädigung zu gewähren iſt, wenn Jemand 
genöthigt wird, zum allgemeinen Beſten ſein Eigenthum zu opfern. 

Eine Stimme: Geſetzlich beſteht es, daß, wer einen Anſpruch machen 
will, ihn zu machen hat. 

Abg. Meviſſen: Der Ausſchuß hat ebenfalls dieſe Frage erörtert, 
aber er hat nicht geglaubt, ſie hier bevorworten zu können. Die Geſetze ſind 
da, um Jedem ſein Recht zu gewähren. Glaubt alſo Jemand ein Recht zu 
haben, ſo hat er daſſelbe geltend zu machen. Ich mache Sie am Schluſſe 
noch auf etwas aufmerkſam. Während die Augen des ganzen Landes auf 
Sie gerichtet ſind, weiß man, daß viele Mitglieder bei dieſer Frage intereffirt 
find, und ich möchte bitten, zu erwägen, welchen moraliſchen Einfluß es auf 
das Land machen würde, wenn man erführe, daß Sie die Einſtellung der 
Branntweinbrennerei abgelehnt hätten. N 

Landtags-Kommiſſar: Ich wollte nur erwiedern, daß, wenn die 
hohe Verſammlung bleiben ſollte, den Antrag zu ſtellen, daß die Brannt⸗ 
weinbrennereien unter der Bedingung eingeſtellt werden ſollen, daß das Gou— 
vernement ſämmtliche Branntweinbrennereien entſchädigen müßte, ich dann 
den Erfolg nicht verbürgen könnte. 

Abg. v. Bardeleben: Ich bitte nur, mir Gehör zu ſchenken, um nur 
einige Worte zu ſagen. Der Herr Miniſter des Innern hat mir auf die 
Bemerkung geantwortet, die ich gemacht habe, ich glaube, in den Bemerkun⸗ 
gen, die ich gemacht habe ift nicht ausgeſprochen, daß die Regierung die A b⸗ 
ſicht gehabt habe, durch dieſe Maßregel nur den Wohlhabenden Nutzen zu 
verſchaffen. Ich habe damit nur ausdrücken wollen, daß dieſe Maßregel 
ihren Zweck verfehlen würde, und ich weiß alſo in der That nicht, wie ich 
dieſe Gegenerklärung auf meine Bemerkung veranlaßt habe. Uebrigens muß 
ich bemerken, daß ich nicht Brennereibeſitzer bin und alſo nicht aus Intereſſe 
geſprochen habe. x h 

Abg. v. Auerswald: Es wäre fehr zu wünſchen, daß in das Pro⸗ 

tokoll käme, daß die Aeußerung des Abgeordneten aus der Rhein-Provinz, 
als ob eine große Anzahl der Verſammlung aus Branntweinbrennerei-Be⸗ 
ſitzern beſtehe, nicht begründet ſei; denn ſolche ganz unbegründete Yeußerun- 
gen können nur aufregen und einen üblen Eindruck machen. 

Landtags⸗Marſchall: Die Berathung war ſchon geſchloſſen, und 
es handelte ſich nur noch um das Amendement, und nur um deswillen habe 
ich den Rednern noch das Wort gegeben. 

Eine Stimme (vom Platz): Es muß erſt über das Amendement 
abgeſtimmt werden, und dann erſt kann die Rede davon fein, ob die Vers 
ſammmlung auf eine Entſchädigung antragen wolle. 

Landtags-Marſchal!l: Es handelt ſich nicht von dieſem Amende— 
ment, ſondern davon, ob das Verbot des Branntweinbrennens auch auf das 
Getreide ausgedehnt werden ſoll. Ich bitte den Hrn. Seeretair die Frage vorzuleſen. 

Secretair: Soll Se. Majeſtät der König gebeten werden, ein Ver- 
bot des Branntweinbrennens aus Kartoffeln und Getreide vom 1. Mai bis 
15. Auguſt d. J. zu erlaſſen? b 5 > 

Landtags⸗Marſchall: Diejenigen Herren, welche für die Bejahung 
der Frage find, bitte ich aufzuſtehen. 

(Wird mit überwiegender Majorität angenommen.) 

Landtags⸗Marſchall: Es iſt noch ein Unter-Amendement geſtattet 
worden, welches dahin geht, daß dieſes Verbot nicht anders erlaſſen werden 
ſolle, als gegen Entſchädigung. Findet dieſer Antrag Unterſtützung? 

(Wird nicht unterſtützt) 

Abg. v. Grävenitz: Da mir das Wort verſagt wurde, gegen den 
Antrag zn sprechen, fo ſehe ich mich genöthigt, jetzt in Folge der Beſtunmung 
des Geſetzes vom 3. Februar 1847 auf Sonderung in Theile anzutragen. 
(Mehrere Stimmen widerſprechen. 

Landtags-Marſchall: Hierauf habe ich zu antworten, denn das 
Reglement habe ich zu verwalten. 

Abg. v. Gräven iz: Das Reglement nicht. Nach §. 17. heißt es: 

„Bei Fragen, über welche ſich eine Meinungsverſchiedenheit nicht geäu⸗ 
ßert hat, iſt keine Abſtimmung erforderlich. Auch bedarf es nicht ſogleich der 
Abſtimmung, wenn ſich bei der Diskuſſion ein Uebergewicht für eine der ver⸗ 
ſchiedenen Meinungen kundgegeben 550 Dem Marſchall ſteht in ſolchem Falle 
frei, der Verſammlung zu erklären 1 hä: Meinung für die der Mehr⸗ 
heit annehmen werde, ſofern nicht 23 a5 , ue widerſprechen ſollten. Er⸗ 
folgt ein folder Widerſpruch, jo muß a 90 Ber; ir 

Die Faſſung der an den Vereinigten Landtag gelangenden Gefeg- oder 


Verordnungs⸗Entwürfe bleibt von der Verathung und Abſtimmung deſſelben 
ausgefchloflen.« 

Ich erſuche den Herrn Landtags-Marſchall, die Frage zu fiellen, ob von 
den Abgeordneten der Kitterſchaft nicht Zweidrittel für Sonderuug in Theile 
ſtimmen. 

Eine Stimme: 
brenner die Rede ſein. 
Liandtags-Kommiſſar: Ich glaube, daß nach dem angezogenen Ge⸗ 
ſetze hier eine; Sonderung in Theile nicht ſtattfinden kann, weil die Ritter⸗ 
ſchaft ſich mit den Branntweinbrennerei-Beſitzern nicht identifiziren wird, alfo 
kein Standes-Intereſſe verletzt iſt. IA dies nicht der Fall, fo iſt auch keine 
itio in partes zuläſſig. 

Landtags⸗Marſchall: Ich ſtimme dem einerſeits vollkommen bei, 
anderentheils liegt es aber in der Beurtheilung eines Standes allein, ob er 
feine Standes-Intereſſen verletzt findet oder nicht, und ich glaube keinen An⸗ 
ſtand nehmen zu dürfen, zu fragen: ob die Ritterſchaft fi anſchließt? (ſtatt 
aller Zuftimmung Zeichen der Mißbilligung.) a 

Abg. v. Auerswald: Ich glaube, überzeugt fein zu dürfen, im Nas 
men vieler hier Anweſenden der Ritterſchaft zu ſprechen, wenn ich die drin⸗ 
gende Bitte an den Herrn Antragſteller richte, daß er ſeinen Antrag zurück⸗ 
nimmt. (Lebhafter Beifall in der Verſammlung.) 

Der Landtags-Marſchall: Das waren die beiden Hauptfragen, 
welche die Abtheilung bevorwortet hatte. Wir werden diejenigen Anträge noch 
durchgehen müſſen, die von den Herren Antragſtellern gemacht, aber von der 
Abtheilung nicht bevorwortet worden ſind. Der nächſte Antrag, auf welchen 
wir treffen, iſt das Verbot des Aufkaufs von Kartoffeln, und es fragt ſich, 
ob das Amendement in der Verſammlung Unterſtützung finde? 

Abg. Möwes: Ich komme auf meine frühere Erklärung zurück, daß 
geſetzliche Beſtimmungen vorhanden find, die das Aufkaufen von Lebensmit- 
teln in theuern Zeiten verbieten. Es iſt alſo dieſer Antrag durch die vorhan- 
denen geſetzlichen Beſtimmungen erledigt. 

Abg. von Saucken: Dieſer Antrag ſcheint nur nützlich, wenn wir 
vorausſetzen müßten, daß die erſten Anträge die Genehmigung nicht fänden. 
Nach der Erklärung des Herrn Landtags-Kommiſſars können wir aber hof⸗ 
fen, daß fie die Genehmigung finden. Demnach können wir kurz darüber 


abſtimmen und uns dafür ausſprechen, daß ein Aufkauf von Kartoffeln als 
Branntweinbrennerei-Material nicht geftattet werden foll. b 


Landtags⸗Kommiſſſar: Ein Einkauf von Kartoffeln oder von Getreide 
für die Branntweinbrennereien wird für das Inland nicht mehr ftattfinden 
können, wenn die Branntweinbrennereien geſchloſſen werden. Ausgeführt 
dürfen nach dem Beſchluſſe, welcher die Billigung der hohen Verſammlung 
erlangt hat, die Kartoffeln nicht werden; es könnte ſich alſo nur von den 
Brennereien der unmittelbar benachbarten Vereinsländer handeln. Wir has 
ben bereits von dem Herrn Finanz- Minifter gehört, daß das Königreich 
Sachſen ſich bereit erklärt hat, ſie auch zu ſchließen. In dem Thüringer⸗ 
Verein, mit welchem wir gemeinſchaftlich die Branntweinſteuer haben, wird 
wahrſcheinlich derſelbe Fall eintreten. Kurheſſen hat die Brennereien längſt 
geſchloſſen, und ſo glaube ich, daß jeder Einwand in dieſer Beziehung fällt. 
Was den Paragraph des Landrechts betrifft, welcher beſagt, daß in Fällen 
der Noth die Beſitzer von größeren Vorräthen gezwungen werden können, 
ihre Vorräthe zu freiem Verkauf zu ſtellen, ſo iſt dies ein Geſetz, welches 
jede Regierung im Falle der Neth anwenden kann. Die andere Beſtimmung 
des Landrechts beſagt, daß in ſolchen Fällen Niemand mehr als das Doppelte 
feines Bedarfes halten darf und das Uebrige konſiszirt werden kann. Das 
halte ich für eine Maßregel, die ſo außerordentlich in das Privat-Eigenthum 
eingreift, daß ich mich bis jetzt nicht habe entſchließen können, ſie vorzuſchla⸗ 
gen. Es würden daraus übermäßige Vexationen hervorgehen - 

Eine Stimme: Ich habe den Antrag in der Mitte unferer Verſamm⸗ 
lung dahin verſtanden, daß, wenn es dem Gouvernement nicht gefallen ſollte, 
die Vranntweinbrennereien zu ſchließen, nur auf dieſen Fall künftighin der 
Aufkauf von Getreide und Kartoffeln behufs der Brennereien verboten würde, 
und für den Fall ſchließe ich mich dem Antrage an. 

Eine Stimme: Ich glaube, daß ein Zweifel darüber iſt, ob die drei 
Vorſchläge auf künftige Jahre oder auf das gegenwärtige Jahr ſich beziehen. 
Ich beziehe ſie auf das gegenwärtige. x 

Landtags⸗Marſchall: Es ſcheint, daß überhaupt nur von dem 
jetzigen Nothſtand die Rede geweſen iſt, nicht von Maßregeln für künftige 
Zeiten. . 5 
3 Eine Stimme: Es ſteht hier ausdrücklich da: »in Zeiten dringender 
Gefahr. Es iſt dies ein Beweis, daß man nicht blos an die Gegenwart 
gedacht hat, ſondern daß man ein Geſetz beabſichtigt, welches für künftige 
Zeiten den Aufkauf verbietet. Ich muß darauf aufmerkſam machen und war⸗ 
nen. Der gegenwärtige Nothſtand kann eine ſolche Maß regel rechtfertigen, 
aber ein Geſetz jetzt zu beantragen, was für künftige Zeiten Vorſorge trifft, 
iſt keinesweges zu rechtfertigen. 

Referent: Von dieſer Anſicht iſt auch die Abtheilung ausgegangen, 
und ſie hat deshalb geglaubt, den Antrag zurückweiſen zu müſſen. Es geht 
auch aus dem writeren Verfolg der Auseinanderſetzung im Berichte hervor, 
was es für Nachtheile bringen würde, wenn jedes Jahr die Brennereien in 
Gefahr wären, geſchloſſen zu werden oder den Aufkauf von Kartoffeln ver⸗ 
boten zu erhalten. - ! 

Abg. Dittrich: In der Vorausſetzung habe ich um das Wort gebeten. 

Eine Stimme: Ich habe den Antrag ſelbſt geſtellt, befinde mich aber 
leider zu krank, um ihn jetzt rechtfertigen zu können. Ich würde mir alſo 
erlauben, vielleicht in einer künftigen Konferenz darauf zurückzukommen. 

Landtags-Marſchall: Wir müffen heute die Sache zu Ende bringen. 

Die vorige Stimme: Ich habe leider heute keine Stimme. 

Finanz- Miniſter⸗ Was den Vorſchlag unter 3. anlangt, eine An⸗ 
ordnung darüber zu treffen, welche Beſchränkungen man eintreten laſſen 
wolle, wenn künftig ein Nothſtand erſcheinen würde, ſo kann einer ſolchen 
Anordnung von Seiten der Staats-Regierung nicht beigetreten werden. Wenn 
die Zeit und der Fall einer Noth da und es dann erforderlich iſt, exceptionelle 
Maßregeln eintreten zu laſſen, ſo muß man die Umſtände, welche vorliegen, 
ſpeziell ins Auge faſſen und mit Rückſicht auf dieſe ſpeziellen Umſtände dann 
erwägen, was zu thun iſt. (Schluß folgt.) 


Es könnte höchſtens vom Stande der Branntwein- 


